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Die Gerichtsverfassung

von Frciburg i. Ae.

mm dcr Mitte des 13. bis Ende des 15. Jahrhunderts.

Vvn

Dr. Mr. Joseph Scnz.
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Einleitung.

Die Stadt Freiburg im Ucchtland (Ochtlcmd, Occhtcland
Ochtiland, Ocdeland, Nüchtland, Hvysteland, Estelaud zc,), von
Berchtvld IV,, Herzog von Zähringen ums Jahr 1179 gegründet,

erhob sich nicht in einer unbemvhnten „öden" Gegend,
sondern inmitten eines Landes, das schon dnrch zwei Klöster — Hu-
milimont und Hantcrive — und dic sich ihnen anschließenden

Ansiedler und durch mehrere Grundherren und ihre Vasallen bevölkert

war, „Ein beherrschtes Land mit Bewohnern setzt aber

stets gewisse Rechtsnormen voraus, wclche das Verhältnis des

Herrschers und der Untergebenen regeln, und so mußte notwendig
anch das Land um Freibnrg vor und zur Zeit der Gründung der

Stadt seine wenn auch primitiven Rechte und Gewohnheiten
gehabt haben." 2) Diese Rechtsgewohnheiten lehnten sich an die in
der nordwestlichen Schweiz herrschenden romnno-bnrgundischen

Rechte.«)
Wenn nun schon Herzog Berchwld dnrch den Gründungsbrief

die Stadt vollständig in den Kreis des in Deutschland geltenden

Rechtcs gestellt hatte, so konnten sich doch unmöglich dcrcn Gesetzgebung

und Rechtsgcwvhnheitcn dem Einflüsse dcr schon mehr oder meni-

gcr ausgebildeten Rechte und Gewohnheiten des westlichen auch

sprachlich verwandten Rachbarlandcs entziehen. Eine Spur dieses

Einflusses siudet sich schon in der Hundfeste von 1249 ^) und wird
sich seither nie mehr ganz verloren haben, zumal später die zu

') Oi>. OK. Hotäsr, IVIuIäNAg« ä'Iiistotco tribourg«oi«s, 1, vvl,
v. 23. li-rikour« 1896.

') ibicl.
2) ibiS p. 21.

') idict. p. 21 S.
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Freiburg gehörenden Länder nach der « lüoutums äs Vuucl » lebten,

wclche größtenteils in den Rechtsaufzeichnnngcn Guisards um die

Mitte des 17, Jahrhunderts auch Gesetzeskraft erhielt,
Die breite Grundlage des Stadtrechts bildeten aber von

Anfang an nnd in längerer Entwicklung dic zühringischen

Stadtprivilegien, die in den glcichcn Rechten dcs Schwabcnsvicgels
durch dessen subsidiäre Gesetzeskraft nm dic Wende des 13,

Jahrhunderts — Frciburg kam 1277 an Oesterreich — eine feste

Stütze erhielten. Einmal auf einc sichere begrenzte Grundlage
gestellt, macht das Privatrecht, da die Konsequenzen äußerer
Ereignisse dasselbe keineswegs plötzlich beeinflussen, eine verhältnismäßig

kurze Entwickelung dnrch. Deshalb dürfte anch eine

vollständige Darstellung dcs herrschenden Rechtes dcr Stadt Freibnrg

im Mittelalter nur durch eine Darlegung und einen

Vergleich des Rechtes im 16. Jahrhnndcrt möglich sein, dessen sich

mchrcnde Gesctzescrlasse und Ncchtsaufzeichnnngen auf die früheren
Rechtsverhältnisse Bczug nehmen. Ebenso liegt auch eine

ausgeprägte, frühere Verhältnisse erklärende Entwickelung des

Prozesses, bezüglich dessen dic Spuren der früheren Zugehörigkeit

zum Privatrecht in dem privaten Parteikampf vvr Gericht nnd in
der privaten außergerichtlichen Pfändung im l 5. Jahrhundert nvch

nicht ganz verschwunden waren, und dessen Entwickclung hinter
derjenigen dcr Gerichtsvrganisativn zurückblieb, erst im 16.

Jahrhundert.

Anders verhält es sich mit der G e r i ch t s v e rf a s s u n g

welche mit dcr öffentlichen Verwaltung verschmolzen war. Dic
Handfeste von 1249 nnd jedenfalls schon der Gründungsbrief setzte

der jungen Gemeinde cine nur aus Schultheiß und 24 Räten

bestehende Behörde, die auch das Gericht bildete. Diese einfache

Organisation genügte den Verhältnissen der Stadt bis zu Anfang
des 14. Jahrhunderts. Dann aber hatte die rasche innere nnd

äußere Entwickclung dcr Stadt die Schaffung verschiedener anderer

Verwaltungsorgane nnd Behörden znr Folge, und in Freibnrg
haben wir die sonderbare Erscheinung, daß alle diese Aemter und

') Schnell, Rcchtsguellen des Kts, Freiburg in Zeitschrift fiir schweiz,

Recht. XXI, 30.



Organe, die bis ins 16. Jahrhundert geschaffen wurden, mit
Ausnahme der Heimlicher meistens bald nach ihrem Entstehen znm
Gerichte in irgend welchc Beziehung treten, so daß sich ein mehr
oder weniger die Zeit charakterisierendes Bild der städtischen Ge-

richtsorganisation im 13., 14. nnd 15, Jahrhundert geben läßt.



Die Verhältnisse nach Aulzen.

i.

Beziehung zu den höheren Gerichten.

s. Efciuptioncn^von den Reichsgerichten,

Nvch vollständig auf der Grundlage dcr allgemeinen Ge-

richtsverfnssung dcs 12. und 13. Jahrhunderts stehend, mar Freiburg

von den Reichsgerichten nicht eximiert. Das Reichshofgericht

hatte das Evokationsrecht, „kraft dessen es nach Belieben jede noch

nicht rechtskräftig erledigte Sache zu seiner Entscheidung ziehen

konnte"; es war ferner „Berufungsinstanz für alle ordentlichen

Gerichte" und trotz der Privileg!«, cle nou evoeanclo und cle non

äppelläncl« kompetent für alle Fälle, „wo der ordentliche Richtcr
kein Recht gewähren tonnte oder wollte"'). Zudem ivar dcr

Blutbann, „das Recht über Blut zn Gericht zu sitzen," dem Könige
vorbehalten. Drei Jahrhunderte laug richtete Freiburg sein Streben

darauf, sich in dieser Beziehung unabhängig zu machcn, nnd noch

Ende des 15. Jahrhunderts finden wir Spuren dieses

Gerichtsverbandes, obwohl er schon im 13. Jahrhundert durchbrochen und

Ende des 14. Jahrhunderts formell beseitigt wurde.

Schon früh empfand man in Freibnrg dic Unznläng-
lichkeit der Abhängigkeit des Stadtgerichtes von höheren
Gerichten und die Beschwerlichkeit des Rechtes Fremder, Stadtangehörige

vvr beliebige auswärtige Gerichte zitieren zn können. Zwar
finden wir in dcr Handfeste für Bürger das Bcrbot, Bürger vor
cin anderes als das Stadtgericht zn ladcn,^ nnd später finden

Schröder, Lehrbuch dcr deutschen Rcchtsgeschichte, S, 530 ff.

Britto« bur^i:n«i« alium imrgonssm vitarc, potent, ns<! clobizt nisi
«oram'jzuulteto, Handfeste, Art, OVIII, S, 128, Ausgabe von DsKr.
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wir gleiche Verbote für alle Stadtbewohner gegenüber Stadt-
bewohnern. Die Wiederholungen dieser Verbote im 14. und 15.

Jahrhundert, meistens mit Strafverschärfung, zeigen aber, daß

fremde Gerichte auf Veranlassung von Stadtbewohnern immerfort
noch in städtische Verhältnisse eingriffen. Mancher Kläger brauchte

in gewissen Fällen nicht die Richter seiner Stadt wohl aber ihre

Beamten, die Räte, zu scheuen, die das Gericht bildeten, und so

zog er cs vor, einem auswärtigen unparteiischen Gerichte seine

Sache zur Entschcidung zu übcrgcbcn.

Klagte ein Fremder gegen einen Bürger am Stadtgericht
nnd unterlag cr, so war es ihm unbenommen, an ein anderes

eventuell höheres (Land-Hofgcricht) zu appellieren. Selbstverständlich
aber kam es häufiger vor, daß ein Fremder überhaupt nicht erst

nn das für ihn fremde Gericht vvn Freibnrg gelaugte sondern

nn das seinige, vdcr chcr wcgcn größerer Sicherheit der Urteils-

crfüllung sogleich ein höheres Gericht anrief. Das Verlangen nun,
das Recht zu erwerben in jedem Streitfälle, der an das

Stadtgericht besonders vvn Fremden gegen Bürger kam, das Urteil mit
Ausschluß dcr Appellation fällen zu können, und das Streben,
bei Klagen Fremder gegcn Bürger (später auch gegen Stadtcin-
gesessene) überhaupt uur das Stadtgericht als zuständig erklären

zu können, d. h, sich von fremden und höheren Gerichten zu exi-

mieren, war anfangs wohl nicht sv fast durch die Neigung, sich

allniählig von dem allgemeinen Gerichtsverbande loszutrennen,
eingegeben, als vielmehr durch die bei gewissen Zeiten und Fällen
augenblicklich gesühlte Beschwerlichkeit der Abhängigkeit aufgedrängt,

Anf Bitten Freiburgs (votivis vostris ckssickerii«) vcrlieh König
Rudvlf vvu Habsburg schvn im Jahre 1275 ') der Stadt das

Recht, bei allen vvr freibnrgisches Gericht gelangenden Klagen
Fremder vder Einheimischer gegcn Stadt vder Bürger ein Urteil
fällen zu können, das ini ganzen Reiche Anerkennung finden mußte-

Mit der gleichen Urkunde wurde den Bürgern auch die Befngnis
erteilt, ihre Klagen gegcn alle Fremden vor ein beliebiges
Gericht, folglich auch vor das Stadtgericht selbst zu bringen. Die

') K. O. (ItöOUsil cliplomättqus ctu «antun gs Detdourg) 5!" XXXIII,
Bd. 1, S. 114.
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mit dieser Befugniß erzeugte bedingungslose Verschiebung des

Gerichtsstandes an den Ort des Klägers grisf der natürlichen
Entwickelung der Gerichte zur Selbständigkeit in der damaligen Zeit
entschieden vor und war gewiß nicht geeignet, dcn verworrenen
Begriff des Gerichtsstandes der Klärung näher zu bringeil.

Dieser Zustand scheint den Verhältnissen vollkommen

entsprochen und genügt zu haben. Erst etwas vor Ablauf eines

Jahrhunderts trat eine Aenderung ein mit der von Kaiser Karl IV,
im Jahre 1361 ') allen von Oesterreich abhängigen Ländern
erteilten Exemption von der Ladung vor die Reichsgerichte : „das
nicman ire lanthcrren, ritter odcr knechte, manlüte noch diener,
edel noch bnrger, odcr wie sie genant sint, cmzzcr ihren landen

und stetten zn Oesterreich zc. geladt nvch gezogen wcrdcn sol aus
der egenanten Herzogen von Oesterrcichen gcrichtcn nmb dchaincr-

lay suche für unser Hosgerichte noch für dcheinen unsern lant-
friede noch mit namen für unser lautgerichte zu Rotwil, oder für
dchuin ander unser dingstat nnd gerichte, wa wir die von des

heiligen richs wcgcn haben, noch für dchein frömdes gericht, es

ivcrc dann das jeman in derselbigen Herzogen von Oesterreich

gericht rechtlos gelassen wnrde, nnd das gar tnntlich und an geverd

wisscnklich wcrc, dcr wag sein recht wol sürbas vor unsern ge-

richten suchen und sunst anders nicman," Diese Exeinptivn wnrde

noch zweimal bestätigt, vom gleichen Kaiser im Jahre 1366 ^) und

von König Wenzel i. I, 1379.^) Während nach den zwei ersten

Exemptionen das vvn Reichsgerichten gefällte Urteil einfach

aufgehoben wird, setzt König Wenzel bei Nichtbeachtung der Exemp-
tion noch dazn „eynen rechten pen fünfzig mark lotigen goldes,
als ofte der dawider tut, die halb iu unser nnd des reiches kammer

und das ander halb thil den, dy alsv übcrfarcn wurden," Die
Exemption fällt stets dahin, so oft das ordentliche Gericht kein

Recht gewährte.
Die Folgen dieser Exemptionen mußten die niederen

Gerichte dcn höheren nach nnd nach entfremden, die allgemeine Ge-

') ibiä. OXOV. Bd, 3, S, 154,
2) idicl. OOXIV, Bd, 4, S, 21,

5) ibiä. OODXX, Bd. 4, S. 147,
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richtsorganisation trotz des Vorbehaltes bci Rechtsverweigerung
auflösen und dcn niederen Gcrichtcn die Selbständigkeit verschaffen,
noch bevor dic staatiche Unabhängigkeit erfolgte. Trotz der von
König Wenzel angedrohten Strafe vvn 50 Mark Gold kamen

im Verlans dcs 15. Jahrhunderts nvch Zitationen vor höhere

Gerichte vor. Mit aller Energie wehrte sich aber Frcibnrg gegen
alle unberechtigte Eingriffe derselben. ')

b. Blutbann.

Der Zeitpunkt dcr Verleihung des Blutbannes ist nicht ge>

nau zu bestimmen, es müßte denn sein, daß man schon in dem

»rt. der Handfeste: 8i cpris propter lalweiniiim llismlieutns lneril,
bonu ipsius lälwni«, cjue sunt iulra terminos ville, sunt clomini
et eo?I«s özo'ASTZNZwö ^) die Konipctcnz, über Leben und Tod

zu nrtcilcn, erblicken dürfte. Allein nach dcm Habsburgischen Urbar
(von 1303—130«) richtet noch der Stndthcrr Freiburgs über Diebstahl

und Frevel,") auf welche Verbrechen nach dcr Handfeste die

Strafe an Hals und Hund stand, ^ Thatsächlich handhabt nun Freiburg,
wie aus eiucm begonnenen Strafprotokoll ") zn ersehen ist, schon

im Jahre 1362 das Blutgericht aber nur in Fällen, die in der

Stadt selbst sich ereigneten. Denn wir finden bei den protokollierten

Fällen, wo es sich nicht von selbst versteht, stets die

ausdrückliche Anführung: pour Komicwls, larnoin elo. tsit cleiianl Iu

vile, und mit dem gleichen Satze: ae si eril iu villu laetuin — ge si

') Bergt. Ii. 0. OOOIV, COOV, OOOXXVIII. OOOXXIX in
den Jahren 1391 und 1393; ferner um die Mitte des 15. Jahrhunderts:
I^ontains, 1.S« «ampto« cis« tr««orier» fiir die Jahre: 1136, II; 1137, II;
1157, II, ff, nnter Anslagen fiir Botendienst; insbesondere: Dcmtains, Ksouoil
cliplomaticms clu «antun cls pnbourZ, Bd, 13, S, 139,142; Bd, 14, S. 185,

337, 259, 299.

2) Handfeste a. a. O., Art. 1XV, S. 97. Bergl. Biichi a, a. O., S, 60.

Auslegung des Wortes latroeinium i. I, 1449,

„Dic Herrschaft hat onch in der stat ze Briburg thwing und ban und

allii gerichtc nnd richtet ouch da düb und vrefel," Habsbnrgisches Urbar, hcr-

ausg, v. R. Waag in Quellen z, fchweiz, Gesch. Bd. 14, S. 486.

Handfeste a, a, O,, Art, X, S, 49, XXXI, S. 70, XXXII, S. 72,

XXXIV, S. 74.

°) K, 0. tX° OXOVI, Bd. 3, S. 157 ff.
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iu urbs c«misi886t, — verweisen Handfeste') und Urkunde von
1375 2) ^te^ gewissen Bedingungen Todschlägc unter die gleichen

Strafbestinnnungen bezw, an dic gleiche Kompetenz, d. h. an das

Stadtgericht. Allein immer noch konnte Freiburg die Fremden,
die außerhalb des Stadtbezirkes an Stadibewohnern und wenn

auch nicht in der Stadt selbst doch im Stadtbezirk an Fremden

Todschlag begangen, nicht znr Beurteilung an sich zichen. Natürlich

mußten die Fälle des Todschlagcs außerhalb der Stadt die

häusigsten gewesen sein, « ^cl svitanclum insolentius st su-sclss

bominum, quas upucl sivitutsm nostram scilieet briburgum Oecdt-
lanciiäs clicuntur Kastsnus plus clsbit« contigisss, » verlieh 1375 ")

Herzog Leopold von Oesterreich Freiburg das Recht, auch über

Fremde, die an Stadteingesessenen (oivss vsi Knbitutores) irgendwo

nnd an Fremden innerhalb des Stadtbezirkes Todschlag

begangen, zu Gericht zu sitzen « consimiliter no si in urbs Komicmlium

somisis»ot », d. h. nicht nur die Gefangennahme nnd Voruntersuchung

vorznnehmcn, sondern das Schlußurteil zu fällen und die

Exekution auszuüben. Freilich bestand hierin immer noch die

Beschränkung, daß der Thäter innerhalb dcr Stadtgrcnzen mußte

gefangen genommen worden sein, nnd daß dies Recht nnr auf

Widerruf verliehen wurde. Dieser Widerruf scheint nicht mehr

erfolgt zn sein, wenigstens machte Frciburg im Laufe des 15.

Jahrhunderts ungehindert sehr häufigen Gebranch von dieser Freiheit. ^

2. Beziehung zu dcn geistlichen nnd underen fremden Gerichten.

Neben dem Prozesse der uUmäligcn Loslösung von deu

höheren Gerichten, mit denen Freiburg auf Grund des damaligen
allgemeinen Rechtssnstems verbunden war, geht uuch dic stctige

Abwehr gegen Eiumischnng fremder und besonders der kirchlichen

Gerichte einher. Während viele Städte des Mittelalters, wie z. B.
anch die schwcizcrischen Basel, Zürich und Lnzern, von einem

') Handfeste a. a. O., XXXII, S. 72.

2) K. 0. OOVI, Bd. 4, S. 102.

2) idict.
6) Dss oompts» äs« tr«»orisr« von 1405 an unter Ausgaben für

Verschiedenes (Strafsachen.)
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Bischofssitze oder Kloster sich erst nach und nach zur Selbständigkeit

loslösten und nach Erstarkung dic vom Bischof oder Kloster
innegehabte cngcre oder weitere Gerichtsbarkeit erkämpfen mußten,
hat dic Stadt Freiburg von vornherein mit keiner solchen

Kompetenz zn rechnen. Allein einerseits lag es in der Zeitrichtung,
daß die geistliche Gerichtsbarkeit möglichst viele Rechtsfälle an sich

zog, i) anderseits zogen sowohl die Biirgcr, die nach dcr Handfeste nur am

Stadtgericht gegen Bürger klagen durften, als anch Fremde, die bis

gegen Ende des 14. Jahrhunderts gegen Stadtbewohner ihre
Rcchtsfälle an einem beliebigen Gerichte anhängig machen konnten,
die besser organisierte», schneller funktionierenden nnd mit größerer
Machtfülle ausgestatteten geistlichen Gerichte offenbar vor. Aber
gerade die Machtstellung derselben, die im Kvnfliktsfallc dem Gegner

gefährlich wurde, mußte auch Freibnrg znr kräftigen Abwehr
aller Eingriffe von dieser Seite veranlassen.

Schon die Handfeste -) verneint in erster Linie in einem

Rechtsstreite des Lentpricsters mit einem Bürger die Kompetenz
eines geistlichcn Gerichtes, indem sie dcn Priestcr vor das Schult-
hcißengcricht verweist; ^) erst wenn dem Priester vom Bürger
nicht Recht gewährt wird, kann ersterer klagen, wo cr will. Freilich

ist in diesem Falle der Weg zum geistlichen Gerichte frei
gelassen, und mau mußte dessen tatsächliche Betretung auch vorausgesehen

haben, aber man scheute die direkte Nennung dcs

geistlichen Gerichtes, nm dessen Anrufung nicht zu begünstigen. Man

>) Vgl. Hinschius, System des kath. Kirchcurcchts, Berlin, 1893. Bd. V.
§ 271, u. S. 309 tl. — Schröder ci. ci. O., S. 568 li.

8i saesräs» istius vill« erga alic^uoin Kue^snxom aliquam c^usei"
mcmiam Kabusrit, prim« «suitsto st burKsnüibu« scnicinsratur, st «soun-
cluin Arbitrium st zu» KurMN«ium ipss sassrcio« äs iiio jus assipiati »i
autsm rsu« »seuncinm su« Kurgs»8ium saesräoti suösxbibsronoiusrit.tuiic;
«aosrclo«, ukisunc^us volusrit, ipsum potsrit oitars. Handfeste a, a, O,,

XXXIII, S. 73.

') Entgegen der Cvnstitutio Friedrichs II. v. I. 1220 und den Rcichsgc

setzen von 1230 u, 1234, welche gegenüber den Geistlichcn in allen Sachen aus^

schließlich das geistliche Gericht für kompetent erklären, Schröder ibiä. Allein
in Betracht zn ziehen ist dic patronatsrechtlichc Stellung des Stadthcrrn zum
Leutpriester und für dic spätere Zeit der Einfluß des Psasfcnbriefes, S,
Pfaffenbrief der Eidgenossen v, 7. Okt. 1370. Eidg. Abschiede I, S. 301.
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vergaß auch uicht, beinahe in allen Stadtbündnisfen, in denen Frciburg

mit den benachbarten Städten vorwiegend auch die gerichtlichen

Verhältniße regelte, sich gegen Zitation vor geistliche
Gerichte zu verwahren. Während der Verlrag mit Murten vom
Jahre 1293 ^) allein den Laien gegenüber das Verbot der
Zitation anderer Stadtangehöriger vor geistliche Gerichte ausstellt:
« ^liquis laieus villarum preclietarum alium Irakers non ciebst
in causam eoram aligu« juclioe ecelssiastieo vel eivili nisi
coram su« proprio juclies exesptis äuntaxat easibus a jure
permissis, » haben die andern Bündnisse mit Laupen (1310 mit
Biel (13114) (1343 »), mit Mnrten (1344»), mit Payerne
(1349 '), mit Bern (1403 «) allgemein: /cltsr alterum in aliqu«
juciiei« spirituali nisi pro easibus et causis acl lorum ecelesiasticum

pertinentibus eonveuirs nou clsbet") Was zur Kompetenz des

geistlichen Gerichtes gehöre, nennt das Burgrecht mit Bern:
„Denne so sol och iemund der unseren uff dcwedrem teil den

andern uff kein geistlich gericht laden, tribcn noch damit beküm-

beren umb keinerley sach, ane allein umb ee und umb offenen

wucher." Dazn kam wohl allgemein noch dic Häresie.
Was die Gesetzgebung Freiburgs in dieser Beziehung

betrifft, begegnen wir im Jahre 1319 einer Verordnung, wclche dic

')Jn einzelnen Städtebündnissen findet sich auch eine Regelung des

Gerichtsstandes: t'orum clsiisti — diejenige Stadt soll die Rechtsverletzung ahnden,

>:ui issorss vsi iujuriators« vsi malslastoros propinc^uiors» lusriut, —
ubi vioisntia s«set lasta — ubi cleliotuui tusrit psrpstratum ; lorum rsi
«itae und Gerichtsstand des eingegangenen Vertrages : Jenes Gericht uud nach

jenem Rechte soll es urteilen: ubi pOWsssicms« jauersnt — ubi vromissions«
— vaotas vsi oouvsutionss kaotas ssssut. Erst wenn diese Gerichte keinen

Erfolg haben, soll jene Stadt sich des Rechtsfalles annehmen, in a.uam, vsi
psus» czuaiu (viiiam) iiis rsus suam svntraksrst inau»ic>usrn. Ii, O,

OI.XXIV, Bd, 3, S, 100, - O1.XV, Bd, 3, S, 76,

's ibici, 1.1, Bd, 1, S, 15«,

3) ibici, DXXXIII, Bd, 2, S, 4«,

') ibici. XO, Bd, 2, S, 54.

') ibici. OI.XVI, Bd. 3, S. 79.

°) ibiä. OI.XIX, Bd. 3, S. «7.

'Z ibici. OI.XXIV, Bd. 3, S. 100.

») ibici. OOO1.II, Bd. 6, S. 3g.

«) ibiä. OI.XXIV, Bd. 3, S. 100.
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Geistlichen neuerdings vor das Stadtgericht verweist in Sachen,
die Lehen, Eigen, Schuld und Vertrag betreffen (d, h, in bürgerlichen

Klagen). Die räumliche Erstrcckung dieser Verordnung ist

aber schon so weit ausgedehnt, als es die damaligen Verhältnisse
nur zuließen, indem sie das ganze damalige Herrschaftsgebiet
umfaßt') und nicht nur die Stadt. Wenn immer ein Geistlicher im
Herrschafts- und Jnrisdiktionsgebiet einen auf frciburgischcm
Territorium Niedergelassenen andersmohin als vor das Stadtgericht
zitiert, wird er von dem Schultheißen aufgefordert, von der Zi-
tation abzustehen nnd dem Zitierten alle Auslagen zu ersetzen,

widrigenfalls nntcr Umständen der Geistliche gegen eigenmächtige

Eingriffe in sein Vermögen von Seite des Zitierten nicht geschützt

mird. Noch wcitcr geht die Verordnung von 1406, welche dcn

Geistlichen in ähnlichen Fällen den Schutz gegenüber Angriffen
auf Leib und Gut entzieht.

Die zwei allgemeinen Verbote dcr Zitation der Stadtbewohner

und Stadtzugehörigcn vor frcmdc Gerichte von 1367'')
und 1371 4) umfassen wohl auch die geistlichen Gerichte. Der
Erlaß von 1371 nennt ausdrücklich: «Dt en ceste orckirwnce uos

retonous u, Läiuts Dglvese les eas u, lu^e reservat. » Die Strafe
bei Uebertretung des ersteren Verbotes beträgt 100 s., Vergütung
aller Auslagen des Zitierten und eventuelle Festnahme bis
Leistung des Geforderten, Im Jahre 1371 kommt eine merkliche

l) ibiä, XOIV, Bd. 2, S, 68. (Jus ss auunus susura/! ou vioairos,
rssiäon!? on psrtinsni! «nt Ia ssgnorv ot sn Ia jsruciision äs nos st äs
uostr« vil«, eitars auouu cl« nos ou cl« iiostros rssicieu« ei> nostrs clsstcsit,

autrs part czne psr cisvant nostrs justioo «sst a savovr cl« lsv ou cls alcm,
ou äs promission cls clst ou cls autrss «ontravt, o,ui a nos apsrtisnsnt,
ibici.

« Itsin «,uglc^us ineursi/:, prsstrs ot«, qui ssisrait ciixoravant
azornsmant «ontrs porsons clsis nostrss ou cls nnstrss apsrti^niant, cl«

«silours sursis, pr«strss, visa^rs» ou marrigieisi ci« o,usl«us maul «u äa-

mags» qus a sellours avsuäroit ou acivsnir porroit psr «siiours sur ouil
tsls avrant ssls ou kaz't autrs soinmanciomant sxsspta por Iss «as rsssrvas,
lls ssllours nos ns nous intromsttons in auleoiis« maznsrss, ns iusoutr«
nos ns» uostrss oräiuavs« ils non barnut oHsiwu «ils qui otlsuclrcmt ou

«orps ns in lavoir äs tsls rsbsllo, » ibici, OlüODXXIV, Bd, 6, S, 82,

') ibiä. OOXXI, Bd. 4, S. 36.

ibici. OOXDV, Bd. 4, S, 81,
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Strafverschärfung hinzu, indem bei Flucht des Straffälligen auch

die Frau nnd die untcr väterlicher Gewalt stehenden Kinder die

Stadt verlassen müssen ') und auch die bei dieser Uebertretnng
beteiligten Helfer einer Strafe von 100 s, verfallen.

Die angeblichen Gründe, nenerdings ein bezügliches Verbot
gegenüber den geistlichen Gerichten zu erlassen, enthält die

Verordnung von 1406: « eonsicisrg, les sstorsions, vsxaeions
st clestru^msnt hus psr plusours tovs sont, Ksu fu.vt.ss s, nos et
«is nostrss psr plusours irwgnerss aus lrop longss s^rosot u

esoripre in eitu, pressnt «rclinänes esst g, savoir per Iu eort spiri-
tuel, in luciusl plusours ko^s tors et sxtorsious sont Keuss sosten-

uus et ävaneeves et clroit st ruvsou svventss foz^s reeularcl et
resconclu, cle gus nostrs comunsl poupls grantsmantest eku cles-

truz^ st llämggis, psr gu«^ nos willient porveir ä ssebu^vir tsls
sstorsious et äamages, st uusi cousiclsru c^us Ion cloit prenclre
ckeseon clevunt son sugs, esst u. savoir Iss spiriiuel clsvant lours
sugs spiritusl et Iss temporuul cisvant lours suszs tsmporaul, ex-

eeptä Iss cboses g, säinte Lgliesv pertigoient, » Der Kompetenz

der Kirche werden Häresie öffentlicher Wucher und Ehesachen

überwiesen; andere Fälle bedürfen dcr Gcnchmigung dcs Rates.'')
Während bei Uebcrtretung dieses Verbotes der Laie nur mit 60 s.

bestraft wird, ist die Strafandrohung gegenüber Geistlichen ^) eine

sehr schwere. Die bürgerlichen Leute nahm man bei Nichtleistung
des Geforderten einfach gefangen, was bei Klerikern nicht angieng,
weil man damit erst recht mit der kirchlichen Gewalt in Konflikt
geraten wäre. Man fühlte sich deshalb, nm der Wirkung des

Gebotes dennoch einigermaßen sicher zu sein, gezwungen, die

Geistlichen bei Mißachtung des Gesetzes einfach schutzlos zu
erklären, was aber der Rechtlosigkeit (Ächtung) gleichkam.

1) « (Jus Ii t'sms äs osiiu^ c^ui oiusv ajoriiu st svo sukau? qui «s-

traut cisssos ss, vsrgo ou qui estraut sn is SM äs X <ui? ausv saiisut avs«

luv kur« cis ia viis st äss tsrmsvnos et von iutravsut äsüsut Is, viio
tauqus sii c^ui ajorus asoräeii?, idig,

2) idici, OOO1.XXIV, Bd, 6, S, «1,

» ?«r vrisv, por usura pubiioa ou por kavt äs mariazs «u por
autrs sas apsrtignisnt a ia ssntenoo äs »aints Lziissv, a Ia «ognussauss
äs nostrs eoussl, » ibici, S, 82,

R. O, OOODXXIV, Bd, VI, S, 81,
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Allein alle diese Verbote erwiesen sich nicht immer als wirksam.

Man wird sich wohl gehütet haben, trotz dcr Erlaubnis des

Gesetzes, sich am Gnt odcr gar am Leibe des Klerikers zu
vergreifen; das Einschreiten dcr Kirche wäre sicher und erfolgreich
gewesen. Die Laien riskierten oft anch lieber, bci Mißlingen ihres
Borgehens der angedrohten Strafe zu verfallen, als ihre Rechtsfälle

bci einem vielleicht politisch gegnerischen Ratsgerichte zum
vorneherein ohne Aussicht auf Erfolg anzubringen. Gelang ihnen
aber die Zitation vor das geistliche Gericht, so waren sie dessen

Schutzes sicher und der übliche Satz „den Kläger in gleicher Sache

nicht vor ein anderes Gericht zu laden, noch weiter zn bekümmern

bei Strafe der Ez,komnnikation" wird seine Wirkung auch

später wohl nicht versagt haben.

So mußte Freibnrg machtlos znschcn, wie die Bürger und

Bewohner des Stadtgebietes vor geistlichc Gerichte zitierten und

zitiert wurdeu, wie jene Gerichte sich thatsächlich zu koordinierten

ausgebildet hatten. Offenbar um einem offenen Kampfe
auszuweichen, wird in keinem diesbezüglichen Gebote genannt, welches

geistlichc Gericht speciell gemeint war. Da aber Freiburg in der

Divzese Lausanne lag, stand es wohl sicher fast ausschließlich jenem

Bischofsgcrichte gegenüber.
Bei dcn damaligen Bcrhältnissen, besonders in der Voraussicht

der Exemption vvn allen höheren Gerichten des Reiches,

fürchtete wohl Freibnrg, cö möchte sich das Bischvfsgericht zn

Lausanne nach und nach sogar zn einem Gerichte höherer Jnstauz
auch in weltlichen Rechtsstreiten entwickln. Ein Versuch, mit dcm

Bischof zu Lausanne einen Bertrag zu schließen, der Freiburg die

Kompctcnz zurück gegeben hätte, weltliche Angelegenheiten betreffende

Rechtsstreite allein vor sein Forum ziehen zn dürfen, wäre

natürlich erfolglos gewesen. Das letzte Mittel, das deshalb noch

übrig blieb, war, sich an den Papst selbst zu wenden. Freibnrg
benutzte die besondere Gcwvgenheit des Papstes Martin V. und

erbat sich eine Regelung dieser mißlichen Verhältnisse aus folgenden

Gründen: In früherer Zeit seien gegen Freibnrger Zitationen
vor das Bischofsgcricht zn Lausanne nnr in Sachcn, die Ehe,

Wucher und Häresie betrafen, vorgekommen; erst nach und nach

habe sich der Mißbrauch eingeschlichen, daß sie vor demselben Ge-
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richt auch in verschiedenen anderen Sachen oft von ganz geringer
Bedeutung belästigt werden;') der sehr rauhe Weg nach Lausanne

betrage 8 Meilen («et« magims leweas), führe durch Gegenden
mit schwer zu durchdringenden Wäldern, besonders dem „Jurat",
mit gefährlichen Flüssen ohne Brücken, die zumcilcn über ihre
Ufer treten. Deshalb könne es sich ereignen, daß die Vorgeladenen

infolge von Witterungsumschlägen, oder weil sie aus Bergen

wohnen, Lausanne innert zwei Tagen nicht erreichten; auch könnten

die Armen dic Reisekosten, die täglich 8 s. (ca. 30 Fr.) betrügen,

oft nicht erschwingen; die Folge hievon sei, daß die so

Verhinderten der Exkommunikation verfallen eben nicht wegen
Verachtung der kirchlichen Autorität, sondern infolge äußerer
unabänderlicher Zwangsvcrhältnisse; zudem bestehe dcr größte Teil der

Bevölkerung Freiburgs aus Deutscheu, welche der iu Lausanne

herrschenden Sprache nicht mächtig seien, und welchen die Bcizie-
hung eines Dolmetschers große Ansingen verursache." Der Papst
untersagte nun im Jahre 1423 ^) die Zitation von Freibnrgern vor
das bischöfliche Gericht mit Ausnahme der Sachen, die Ehe,

Wncher und Häresie betrafen, auch menu sie die Summe von 30

rheinischen Gulden nicht überstiegen. Dagegen errichtete cr in

Freiburg ein Dckanatsgcricht, das alle anderen an dasselbe
gelangenden Fälle, mit Ausschluß des bischöflichen Amtes, aburteilen

konnte.)''

') populu« st subäiti pro piuribu« a« varii« st, o,uanäoous parvis
moclioum importantibu» oausi« «sv« st svpius psr spi«oopum a« olti-

«ialss prsciisto« vsxantur, sitantur st aä oivitatsm I^ausannsiissm non
«sin ip»nrum maximi» «umptibus st inoommociis ao psr«onarum pori-
sali« 'asosäsrs soguntur, » K. I)., OOOO1.XXXIV, Bd. 7, S. 131.

Breve Martins V. vom 5. Januar 1423.

') ibiä. S. 132.

«k^o« izzitur,,, auotoritats apo»toiioa,,, oräinamus, c^uoci äsinssp«
««>ilt«ti«t««ki«uio«ä« univursita«, psr«ons st «ubüiti prsäieti pro o,uibu«-
«utt^u« «au«i«, «uju«uun^u« stiam quaiitati« aut importantis tusrint,
niatrimouiaiibu«, usurarii« st Ksrotios pravitatis a« «ummam trizziuta
llorsnorum auri non «xssäsntibu« ciu,utaxat sxospti» uoram spi«oopo st
«tlleiaiibu« prsäieti» «itaei, trabi «t acl juciioium svosari veguoant
««1 soram äilsuto iilio cissano ss«ts«iu 1'riburg«u«i« clistu äio«««i«.., omni-
bu» et siuguii« äs »s o^uavi« «au«a «su ratio»« «on^uvrsntibu« rs«p«uäsru
tsusaudur st äsbsänt, Ibiä, S, 133,
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Damit hatte der Papst eine günstigere Lage geschaffen,
indem er die Stadt in minder wichtigen Angelegenheiten vom weit
entfernten Lausanne und von dem weit mächtigeren Bischofsgericht
befreite. Mit dem von der Stadt nicht ganz nnabhängigen
Dekane wird später eine weitere Regelung der gerichtlichen Verhältnisse,

die dem Bestreben Freiburgs entsprach, leichter erreicht
worden sein.

Trotz der geltenden allgemeinen Verbote der Zitation vor
fremde und besonders vor geistliche Gerichte, fand man es noch

im Laufe des 15. Jahrhunderts für gut, sogar im ordentlichen

Gerichte die Streitparteien zuweilen noch ausdrücklich darauf
aufmerksam zu muchen,') eine Zeichen, daß solche Übertretungen
immer noch vorkamen.

') apprss 6« «sn qus «il pstorruaii Ouärillin Ksust, promet äs

ss oontsnter cts tsl clroit oommsnt por os Kit, sn la clits lustlos a luv ssra

«o^usu saiu jamaix travallisr por sslls sause ls clit Disrrs IVIorgl sn
oultrs oourt ou lustiss «spiritnsll« ou tsmporslls, I^ivrs» cls.lnstis« I^l' 1

tot, 264, Staatsarchiv,



ö. Iie inneren Herhältnisse.

Allgemeines.

s. Dic Ämtcrverfaffung.

Die Personen und Ämter, welche zn den städtischen

Gerichten im l3., 14, und 15. Jahrhundert in Beziehung treten,

sind: Schultheiß, Rat, die Sechzig, die Zweihundert; ferner

Venner, Weibel, Schreiber nnd Bürgermeister.
Der Schultheiß stand an der Spitze der ganzen Stadtverwaltung,

zn der auch das Gerichlswcsen gehörte. Er war dcr

Bogt, der dem Herzog von Zähringcn als dem Landesherrn nnter-

morfencn Gemeinde, Der Stadtherr verlieh Freibnrg durch die

Handfeste das seltene Recht, dcn Schnlthcißen («eultotus, uclvocutu«,

Ällvoi«, aclvuver, suiois, auouo) selbst zn mählcn; dcr Herr behält
sich nnr das Bestätigungsrecht vor.') Die Wahl soll alljährlich
crfolgen, 2) jedoch ist die Stadt bcfngt, den für ein Jahr gewählten

Schnltheißen jederzeit abzusetzen.'') Dieses freie Wahlrecht
wurde Freibnrg im Jahre 128» von dcn Grafen Albert und

Rudolph von Halbsburg mit Zustimmung dcr Bürgcrschuft (de

cliotorum burgsusium oonssnKu uiurnimi, cntzogcn ') und dieser

') Handfeste a. a. O., Art. l, S. 42.

idict. Art. CXXX. S. 135.

->) ibiä. Art. I.

') Ii. 11. XI.II, Bd. 1, S 12I. — Doch scheint die Bürgerschaft (schvn

früher) dieses Borschlagsrecht (dcs Schultheißen) vcrlvren zu haben; wenigstens

fiihrt dic Bestätigung von 12,39 des « suulteti «ttloium » mit dem « su«

patrouatus soolssis » unter deu Rechten auf, die sich die Herrschaft ausdrück-
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Handlung von ihrem Vater, Kaiser Rudolph, obschon ihm die

Stadt große Dienste erwiesen, gutgeheißen,') Vielleicht geschah

dies deshalb, um das Bewußtsein dcr Abhängigkeit Freibnrgs vvn
der Grafschaft anfrccht zn erhalten nud damit die Anhänglichkeit

zu mehren. Aus dem gleichcn Grunde aber verzichtcte i, I. 1308

Herzog Leopold vvn Oesterreich auf die Wahl des Schnlthcißcn,
und anderthalb Jahrhundert lang freute sich Frciburg wieder des

Rechtes, das höchste Stadtamt selbst zu besetzen, bis zum politisch

wichtigcn Eingreifen des Herzogs Albrecht vvn Oesterreich im

Jahre 1449,") der dcn Schultheißen selbst ab- und einsetzte,

Herzvg Ludwig vou Snvoyen gab der Stadt das Recht der

selbständigen Wahl des Schultheißen schon im Jahre 1452 wieder

znrück. ^)

An der Seite des Schnlthcißcn trcffen wir stets ein Kollegium

von 24 Räten, Iu der Haudseste bcgcgncn wir den Bezeichnungen

consulss, surati, consiliätorss, oonsiliarii, ssniorss, später
neben sonsulos, soussl, sonset? auch sursis, surov«, speziell in
gerichtlicher Beziehung sustioisrs, sustissiours. Die verschiedenen

dnrch die Handfeste dcn Räten zugeteilten Tätigkeiten charakterisieren

dieselben als die eigentliche Gemeindebehörde. Aber
auch ihr Amt als Beisitzer im Stadtgericht wird anßer allen

Zweifel gesetzt mit dem Satze der Handfeste: Dt XXIIII Zurati,
qui rssiclsntss sunt in villu, clsbsnt «sclsrs oum scultst«, suciieun-
tos in ^nstisiu tsriu, sssunclu, usc>us ucl msriclism st soultstus si-
militsr, °) Über die Wahl der Räte schweigt dic Handfeste. Da

lich vorbehalten habe, (i?c>nts» rsr, IZsrnsvsicim III, 47, 5, — kies, ciivl, äs
1>il,. XI^II, Bd, 1) und Schultheiß, Rat und Bürger mußten am gleichen Tage
eine Erklärung ausstellen, daß diese beiden Rechte den Herzögen von Oesterreich

zukommen, Habsburgischcs lirbar, heransgeg, von Mang in „Qnellen zur
Schweiz, Gesch," Bd, 14, S, 487, Nvte 3,

>> K, O, XDIII, Bd, 1, S, 130,

°) ibiä, 1.XXVII, Bd, 2, S, 31,

3) Vgl, Bü hl, Freiburgs Bruch mit Oesterreich, S, 59,

Eidgenössische Abschiede II, 86g, iinterwersungsurkundc vom Iii,
Jan, 1452, Thatsächlich hat abcr Freibnrg die Schnlthcißcnwahl schon 1450
wieder selbständig ausgeübt, Büchi, S, 72, Herzog Albrecht hatte im März
dieses Jahres Freiburg an Herzog Sigismund übergeben!

5) Handfeste a. a, O,, OIX, S. 123,
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die Räte nicht wie der Bogt, der Zöllner und Leutpriester, deren

Wohl nusdrücklich in der Handfeste behandelt wird, spezielle

Rechte dcs Herrn vertreten, war es letzterem gleichgültig, ans

welche Art nnd Weise sich dns Ratsherrenkvllcginm zusammensetzte.

Der Satz der Handfeste: Li qui« burgensis in XXIIII su.rn.to»

promovstur, ilebet äliis XXIIII jurutis ciuro beursgium ') läßt
sowohl das Wahlrecht der Bürger als cin Kvoptationsrccht des

Kollegiums zn °); entfernter dürfte das Recht dcr Erblichkeit sein.

Auch die Urkunde von 1275, welche die Räte bezeichnet als

viginti ciunttuvr ciu! cousilium burgsnsium )urav«runt gibt noch

keinen Aufschluß über dic Wahlart. Hingegen weist die Urkunde

vvn 1296 »): Viris veno, ubilibus ucivocut« ot novis consulibus cis

Driburg« auf eine Tvtalerneuerung des Rates hin, die nur durch

dic Wahl der Bürger erfvlgeu konnte. Man darf nnn wvhl
annehmen, daß dicsc Wahl des Rates nicht ans einer plötzlichen

Änderung der Wahlart beruht, svndcrn daß die Bürger schon zur
Zeit der Handfeste selbst dic Wahl ausübten, was dem freien
Besetzungsrecht der Bürger gegenüber allen übrigen wichtigen Ämtern

am vollkommensten entspricht.»)

Nachdem sich abcr zu Anfang des 14. Jahrhunderts ein

weiterer Ausschuß der Bürger, derjenige der 200 gebildet hatte,

dessen Wahl durch die Bürger selbst wegen dcr großen Zahl der

zu Wählenden nicht thunlich war und deshalb einem Wahl-

') ibiä. OVI, S. 122.

y Wie z. B. in Freiburg i. B. Bcrgl. Zeerleder, Handfeste Berns S.
27 in Berner Festschrift, 1891.

°) Vergl, Äaupp, Stadtrechte des Mittelalters II, 63,

'0 tt. 0., XXXI, Bd. 1, S. 112.

") ibiä. DXI, Bd. 1, S. 170.

°) Zwar heißt es im Habsburgischen Urbar (1303—8) a. a, O. Bd. 11,
S. 487, „Die Herrschaft mag zu Briburg iu der Stadt setzen und entsetzen

den schultheitzen und den rat, svenne es ir vöiget oder si wil," Wenn dies

bezüglich der Wahl des Schnltheißen der Thatsache auch wirklich entspricht, da

der Herr l289 (s, oben unter Schultheiß) dessen Wahl sich vorbehalten hatte,
so hat obiger Satz doch nur dic allgemeine Bedeutung, daß das ursprüngliche
Recht der Wahl des Schultheißen und Rates mit der Herrschaft verbunden sei

uud sie dasselbe zu jeder Zeit, wenn es ihr paßt odcr wenn sie will — svenne
es ir vöiget oder si wil — wieder beanspruchen und ausüben könne. Die Be-
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kvllegium von 60 Mitgliedern anheimgegeben wurde, überließ man
anch jenem Wahlkollegium dic Zusammensetzung des Rates der 24.')

Dcn Ursprung der Zweihnndert, dcs späteren großen Rates
gegenüber dem kleinen Rate dcr 24 Jurati, dcm Natc schlechtwcg,

dürsten dic hundertsiebcnzig Männer bilden, welche im Jahre 1301
die einen allgemeinen Wcidcstrcit regelnden Statuten beschworen
nnd im gcgcbcncn Fallc dic ganzc Gemeindeversammlung
vertraten. Anfangs einzig für diesen besonderen Fall eingesetzt,

cxistiertc dieser Bürgeransschuß wciter, indem ihm anch in anderen

Beziehungen ein Vertretungsrecht dcr Gemeinde übertragen murde.
Unter dieser' Voraussetzung hätten wir in den Deut silier (olos Ii
/Vvo^s lilüonsotö Ii Dsnt «Iiis? et tots liOommunita^äsDribor—)
vom Jahre 1319 den nämlichcn dnrch Tod und Wcgzng
verminderten Ansschnß von 1301 vor uns. Oder aber man wählte,
nachdem durch dauernde Regelung der streitigen Verhältnisse
von 1301 der betreffende Bürgerausschnß bedeutungslos
geworden war, um das Jahr 1319 nach früherem Vorbilde einen

neuen Ausschuß vvn 100 Gliedern, der die Gemeinde in mehreren

Beziehungen zu vertreten Hütte. Im Jahre 1337 hat sich die

Zahl auf 200 vermehrt (Ms ^clvcwutus, Dousulss st Oussuti
«Issti cl« Driburg«.) Die Zahl Zweihundert (Ducsnti, cloux

esnt?, iss.) wird von nnn an stets als Name des weiteren Ge-

meindcausschusscs, des großen Rates, gebraucht, ob die Anzahl
200 überstiegen oder auch nicht erreicht wird.

stätigungsnrkundeu der freiburgischen Freiheitin, die das Wahlrecht des Schult-
heißen und Leutpricsters dcr Stadt entziehen odcr wiedergeben, erwähnen den

Rat in keiner Weise, Auch die Handfesten der freibnrgischen Tochterstädte
enthalten nichts iiber die Wahl des Rates während die Handfeste der zähringischen

Nachbarstadt Bern die Wahl desselben der Gemeindeversammlung überweist,

(Zeerleder a, a, O,, S, 27),

') Ii, 0,, l^XXI, Bd, 3, S, 92, Verfassungsvcrordnung v. 1347.

') ibiä. I.XVII, Bd. 2, — Dagegen Daguet (a, a, O., S. 38): «Otts
viils (1'ribuurg) avait ciusa cieux sonseiis on 1252, mais Ia oompositiov «t
Ia naturs äu »ssonci «onssil us uou8 sont ps« oonuus«, /Vu oommouos-
msnt ciu XIV"° »isuis ou voit paraltrs uu Oo/isei/ oomposs ci'aborcl
cls 100 msmbrss, tout oomins a Duosrn«, pris cis 200 (auüt 1337.) » Die
vorhandenen Urkunden geben aber keine Anhaltspunkte fiir dicsc Ansicht,

') Ii. 0., XOIV, Bd. 2, S, 68 ff,
^) ibici, OXXXI, Bd. 2, S. 180.
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Bis zum Jahrc 1347,') in welchem ein Wahlausschuß die

Ratssiellen besetzte, erfolgte die Wahl der 200 schr wahrscheinlich

ebenfalls durch die Bürger,-) Eine gerichtliche Thätigkeit des

grüßen Rates ist im 14, Jahrhundert ganz vereinzelt nnd wird
hänfiger nnd bestimmter erst im 15. Jahrhundert.

Jenes vorgenannte Wahlkollcginm, das den kleincn nnd

großen Rat wählte, erscheint i, I. 1317 überhaupt zum erste»

Male. Es kann mit keinem politisch«! Ereignisse in Beziehung
gebracht wcrdcn, sondern hat wahrscheinlich die Bedeutung dcr Vereinfachung

des Wahlsystems. Die 60 Glieder desselben setzen sich

zusammen aus je 20 der drei Stadtbezirke. Der Name der

Sechzig (soxugintu. ssxants, DX>) kommt erst wieder in einem

und zwar einzigen gerichtlichen Akte von 1362 ") vor und

vielleicht in Vertretung dcr ganzcn Bürgerschaft. Die thatsächliche

Vertretung gerade dnrch die Sechzig erklärte sich dadurch, daß
das betreffende Wahlkollcginm, jährlich mit der wichtigen Wahl
der Räte betrant, nach und nach auch nach erfolgter Wahl, nm
event, bci Tod, Wegzng vder Absetzung eines (wenigstens Kleinen-)
Ratsmitgliedes znr Ergänzung in Funktivn zn treten, das ganze

Jahr hindurch den Charakter eines Amtes beibehielt und nllmälig
als ständige Behörde mit jährlicher Erneuerung angesehen wurde.

Die Übertragung der Vertretung der Bürgerschaft im Gericht nnf
die Sechzig mar damit gegeben. ^) Hiemit wird auch das im
folgenden Jahre unvermittelte Auftreten dcr Sechzig in der

Stadtverwaltung erklärlich. Im Jahre 1363 vervrdnet die Stadt, daß

(Zunft-) Statuten nnr mit Erlaubnis dcs Schnlthcißcn, dcs Rates
und der Sechzig aufgestellt werden dürfen, °) Die weitere Ent-

0 ibiä. OI.XXI, Bd. S. V2 ff.
2) « 1,'slsotion äs «s Krauel Ouiissil primitit ss kaisait par Is l?stlt

st von par la «ommuus: il n'stait cm'un sppoiut an Dstit Ooussil clss 24

pour clonnsr plus äs toros a ss» äsoisions, » OaZnst ibiä. Allein Belege

fehlen,
N, 1). OXOVI, Bd, 3, S, 157,

') S, unten Gerichte,
5) c^us u von» cls unstrs vills clg Dribor ns borzsis, ns rssiclouti!

ns autrs» Fönt? äs cprol russtior ou cls c^usl «»tat cpril »ovsnt, ns clsvvont
ns pout kairs ns orclonsr nulls «rclouation, nul sstat,n>!, ns uullss autros
in^'«»ition», »sns la voluutsv st psr lasset äs nostron ^.ävo^s, cls vostron
Oousocl et äs!» Lsxaut«, K. O. OO, Bd. 3, S. 167.
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Wickelung der Stadt bedingte eine vermehrte und schnellere Thätig-
kcit in der Verwaltung. Letzteres verlangte natürlicherweise immer
mehr Organe nnd zwar solche, die leicht funktionierten. Zu jeder
auch minder wichtigen Berwaltungsthätigkeit die 200 zu versammeln,
war zu schwerfällig; das Meiste aber dem kleinen Rate zu
überlassen, schien zu gesährlich. Man schuf deshalb eine engere
Vertretung der 200, ein Mittelglied zwischen dem großen nud kleinen

Rate, zu welchem sich dic 6», dic sich ohnehin schon zn einer Art
von Behörde ausgebildet hatten, am Besten eigneten. Noch vom
gleichen Jahre an erscheinen die 60 mit kleinem Unterdrück) stets

an der Seite der gesetzgebenden Behörde dcs kleinen und großen

Rates.') Aber erst gegen Ende des 14. Jahrhunderts treten sie

in bestimmte Beziehung znm Gericht. Gewählt wurden dieselben

von ihrem ersten Erscheinen an von den vom Volke gesetzten Vcn-
nern. 2)

Als Wählcr der Sechzig im Jahre 1347 wird überhaupt

zum ersten Male der Name der Vcnner genannt, Ihr Ursprung
liegt aber weiter zuriick und sie waren jedenfalls schon in den

voransgegangeneu Kriegen die Pannerträger (voxilliter, bsnckerot.?,

bunuerot.) der in Rotten abgeteilten Streitmacht der Stadt. Auch

im Frieden blieben sie dann nach nnd nach dic Vertrauensmänner
der einzelnen mit den Abteilungen der Kriegsmacht übereinstimmenden

Stadtbezirke (birmlsirss, bänniorss, Dannsr). So übertrug

man den Vennern zuerst im genannten Jahre die bedcntnngs-
volle Wahl des Wahlansschusses der Sechzig und mit den lctztcrcn
die Besetzung der beiden Räte nnd später sehr viele besonders

polizeiliche Befugnisse. In einem eigentümlichen Verhältnisse
standen sie zum Gerichtswesen.

>) kismsmbranos gus ls lobant Vsigs sbovaluir orsocirovt ^civovo
äs Dribor st vc>» Ii Ooussci, ii 8oxauts st ii so avoii» orclovvo)', Ii, O.,
OOV, Bd. 3, S. 131.

2) ibiä. OI.XXI. Bd. 3.

c>uoci trs» vsxiiiikri nostrisx »uns anno cmoiibst clomini so äis
anto tsstum 8, lob. Lapt Kaboavt aci ivviosm »sxaginta cis burgsnsibu»
nostri» sisoto», ibici.
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b. Einfluß dcr allgemeinen Verfaffungsentwickelung auf Stadt-
und Gerichtsämtcr.

Die einzelnen Verfassnngsbestimmungen des 14. und 15.

Jahrhunderts brachten in den angeführten Ämlcrn verschiedene
Änderungen.

Mag überhaupt von Anfang an eine jährliche Erncncrung
der Räte und Venner stattgefunden haben oder nicht, wenigstens
etwas vor 1347 war dies uicht mehr der Fall, und anch dic
Bestimmung der Handfeste über die jährliche Wahl des Schultheißen ')
wnrde kaum mehr befolgt, denn die Wahlverordnung von 1347
bestimmte, daß von nun an (quoll ex uune in untea) alle Stadtämter

am St. Johannstage erneuert iverden sollen. Man war
offenbar zur Einsicht gekommen, daß cine zu lange Verbindung
eines Amtes mit der gleichen Person Gefahren bringe. Nach der

genannten Wahlverordnung mählen die drei Benner der drei
damals bestehenden Stadtbezirke, dcs Spitals, der Burg und der

Au, je 2tt Manu die späteren Sechzig, welche miteinander am Sonntag
vvr St. Johann-Bnptist (24. Juni) den Rat (der 24), die Zweihundert

und den Seckelmeister wählen. Am St. Johannstage selbst

besetzt die Gemeinde das Schultheißen- nnd Bcnneramt und die

übrigen Ämter. Die Verfassung von 1387 verbietet das Innehaben

von mehr als einem Amte,ersetzt den Rat der 60 durch
ein Kolleginm von 12 (je 4 ^nf ein Stadtguartier) mit bedcntend

größeren Befugnissen in Polizei- und Berivultungssachen und überläßt

die Wahl derselben wie auch die der Vcnner dem betreffenden

Stadtbezirk ohne Mitwirkung der anderen zwei. Wie poli-

') ejuoäannuatimslizsrsäsbsntciusinsunciusvolusrint in Loultsto,
Handfeste a, a, O,, OXXX, S. 135.

2) I)., OI.XXI, Bd. 3, S. 92.

2) Itsiu volons sonoorclablsmsnt st oräonnon» ans no« ns sovon» in-
tsuu» ciix Ia tssts 8aint1oban aclvsnir in lav ns äsvon» äsvnir a »olis
psrsonns äs nostrs vil!« aulsun oktiss äs nostrs vilts kor» qu'un sonl oktivs,
K. I)., (^I.XXXVI, Bd. 5. S. 8.

') Itsni Volon» c^uo c^usl Komm« quglo.u« os sovt cjui »ses, «lit vor
Is» banclsirs» por s»trs äsis äouxo st il Is rsku»s quo «il sovt sonclamonsi,
— ibiä, S, 14, — Itsm vvlon» ejus I v troi» öanäsirg» uns «Kasouns äs »a

vart soit intsnu «slui m«u>« jor äs»Iirs »on banäsrst, »in» aulouus sslsotion
äss autrss gsux, Ibiä. S, 6.
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tisch charakteristisch der Vorgang des Fallenlassens der Sechzig
und der Einsetzung der 12 anch ist; sür das Gerichtswesen konnten

sich die Konsequenzen, die sich daraus, daß die 60 bereits

schon im Gerichte saßen,') hätten ergeben müssen, nicht entwickeln

in Folge der kurzen Zeit, indem die genannte Verfassung schon

nach zwei Jahren durch cine andere ersetzt wurde. Es ist dies

diejenige von 1389, °) welchc die Bestimmung derjenigen von
1347 erneuerte. In die Wahlverhältnisse bringt die Verfassung

von 1392 2) insofern eine Veränderung, als Venner und Sechzig
eineu Ausschuß von 7 Gliedern bilden, welche mit den Vennern
die Wähler des Rates, der Sechzig und des Seckelmeistcrs be»

stimmen. Die Anzahl der Mitglieder jenes Wahlausschusses wird
dnrch die letzte unserer Periode angehörenden Verfassung von
1404 auf 8 crhöht und diejenige dcr mit Venncr nnd Sechzig

znr Wahl des Rates, dcr Sechzig und des Schatzmeisters
Bestimmten mit 80 angegeben. Es wird verordnet, daß ein Nats-
mitglied der 24 nicht zum Venner gewählt werde; bei verschiedenen

anderen Ämtern verstand sich der Ausschluß eines zweiten
Amtes von selbst.

Von 1402 ») an sind stets 4 Venner, da die Stadt nach

Einverleibung der Vorstädte im Jahre 1392 ») in 4 Qartiere
geteilt war, obwohl die eigentliche Trennung des vierten Bezirkes
erst 1406 ') erfolgte.

') S, unten Gerichte,

') Ii, O,, OOXOV, OOXOVI, Bd, 5, S, 52,

') ibiä, OOOVIII, Bd, 5, S, 79,

ibiä, OOlüI^X, Bd, 6, S. 54, - Vgl, Ilagust: Lsttrs SssLairns-
rsts so oonstitution 1'ribourKsoiss äs i'an 1401, Anzeiger für Schweiz,

Gesch, V, 19i,
°) Onant ion sommancia si» bospitaui ia climsngs cisvant, Ia saint

loban por ls» cisux bäncisrst, Oompts» äs» trösorise» i>" 1 (v, I, 1402)

unter: IV1ss»ion svmmunavl. — Staatsarchiv, Das Spitalaartier
umfaßte 1402 also iminer noch die „Neustadt," obwohl für letzteres Quartier
schon ein eigener Venner funktionierte, Anm, von Fontaine in Oomptes cis»

trs», Bd, 1, S, 21, Kautonsbibliothek, — Aber schon 1403: 1ao,u«t ^.v-
inonot IZanvsrst äs ia lXsuvilis. Oomptss cls» trs», I^" 2, (v, I, 1403,

Staatsarchiv) untcr „Auslageu für Verschiedenes,"

°) K. 1)., OOOIX, Bd, 5, S, 84 ff,

') ibiä. OOO1.XXXI, Bd. 6, S. 92.
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Was die Wiederwahl betrifft, war sie früher wahrscheinlich

unbeschränkt. Boni Jahre 1413 ') an aber durfte bei jährlicher
Ernenernng kein Amt länger als 3 Jahre ohne Unterbruch
innegehabt werden aus folgenden Gründen: « gn« nnn obsteut quu
plusour oltieiour msusut lour ollies ckiseretemunt et leälmuut,
per luque! cnuss plusour oltieiour per longtemps 8ont estei et
bunt clemorsi en lour vtnes et quur cboss neesssg.irs solong Io

eutenclemsut äs plusour ssrsit qus Ion cbangust ut mobust su-
eonue lo^ Iss okkeiour ä eslle tm qu« autrs novel oklieiour pois-
sunt apprenäre et que lour poissaut avoir iustruetion et inseg-
niement äeis ottioiour qui ssroent mulre^ et qui avrosnt estei en

eines, et quur Iv novel oltieiour mies ss poent inlormeir por
exereir lour oktice per lenstruetion äeis unciun oltieiour.,,. auxi

quant plusour gens en ls, vills Iront estei äotncs st aueonnes koi

plusour koi, sont mube^ et ebungie, si ss trovullisut uucons äs

miner lour oltiee plus cliliszentsmant etkouvrablemönt enpsnsunt
qus in certuin terms Is taut partir äs lour «tnes st rsposs, et

nou pas eertiltie quant plus avunt lei porront estre esliet, et que
uuxi prolsitubls ekose sst st Konvrubls quaut plusour ggns en

uns vills Iiout sstei «Ilieiour quur Ion sn Nu? melliour listte; st
sembls uckonque a plusour quo Iv oktieiour nun tiegniont pas Iss

ut'tws coment per iisretugs st ekoss aeustumae, por esn Kont
«räinsi... liquel qui ssru^ sslist u, estre ollieiur.,, per aueonne lur-
tuus il remunt su son «Ines per trois unö eontinnelmant segant,

que ackonqus su quur an/ il äuit sstre äestitui äe eellui vlties, »

b. Wahlrecht und Wählbarkeit dcr Stadtbewohner.

Wenn anch die Nichtbürger der Stadt (u m burgsnsis rssi-
,Isns in vills, Kospss, nou borgsis resickant, Hintersaß) in
rechtlicher Beziehung dcu Bürgern immer mchr gleichgestellt murdcii,
so übt die Bürgerschaft doch noch Ende des 14. Jahrhunderts in

einzelnen Fällen ausdrücklich allein die gesetzgeberische Thätigkeit

') ibici. OOOOXI.IV, Bd. 7, S. 38.

Ausgenommen Schnllehrcr, Stadtfchreibcr, Wächter uud Pförtner,
ibiä.
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aus') uud wahrscheinlich dürste ma» auch uuter Dommunitus

(Dommuuitev ete.) in deu öffentlichen Urkunden und Gcsetzes-

erlasscn (iXosaävoeutus, Donkmles, Lexugintn, äueenti et tota eom-
munita« äe Driburg«) nur die Bürger verstehen, wenigstens bis
in die zweite Hälfte des 14, Jahrhunderts, Doch wird dcn Nicht-
bürgern (den Stadteingesessenen) schon im 14. Jahrhundert wenigstens

die aktive Wahlsähigkcit zuerkannt; wann auch die passive

folgte, kann nicht genan bestimmt werden.

Daß die Bürger bis ins 14. Jahrhundert hinein allein die

Wahlfähigkeit beanspruchten, liegt in der politischen und

rechtsgeschichtlichen Entwickelung der Stadt,-) Noch im Jahre 1347 «)

wic 1392 4) wird der Wahlausschuß nur aus Bürgern gebildet,
der im Jahre 1347 jene in beide Räte zu wählen hat « qui sibi

tunc vickebuutur utiliores et eommuniores universituti villae et

terrae, » als welche aber wohl nur dic Biirgcr angesehen wnrdcn.

Bvn l370 an werden vcrfassungsgemäß zur jährlichen Gemeinde-

I^i borgsis liont asostsv (zu Strafbestimmungen) Ii, I),, (X'V,
Bd, 3, S, 182, « Kemombränou yue Kont «rckousi Ii Lorzvi«. » (Strafbe-
stimmungen) ibiä, O«.i, Bd, S, S, 9U

^) In der Handfeste sind die Nichtbürger in verschiedenen Beziehungen

gegenüber dcn Bürgern schlechter gestellt, (Vgl, Ganpp, Stadtrcchte II, Handfeste

von Freibnrg i, U, Einleitung, — Lehr a, a O,, o, 2,) So mnßten

z, B, zwei Nichtbürger, bevor sie gegen einander vvr das Gericht gelangen
konnten, Kaution leisten, daß sie erscheinen werden. Handfeste a, a, O,, XIII,
Ein Nichtbürger konnte gerichtlich gegen einen Bürger mit Erfolg nicht vor
gehen, wenn er nicht zuvor « «auti« äs stanclo snri und juäisatnm solvi »

leistete. Vgl, Ganpp a, a, O,, S, 81, Während bei Verträgen, dic außerhalb
der Stndtgrenzen geschlossen wurden, alle dabei Gegenwärtigen loinnss <M
intsriusrvnt) also auch Nichtbürger Zeugnis ablegen konnten auch gegeu

Bürger, (Handfeste a, a, O,, OXXV) wurde im allgemeinen eines Nichtbürgcrs
Zcngeuschast gegen Biirgcr außer bis zu 3 s. nicht angenommen (Handfeste a,

a, O,, 1.IV) Jedoch sind hicr die Nichtbürger nvch besser gestellt als in Bern,
dessen Handfeste denselben dic Zeugenfähigkeit gegen Bürger schlechtweg

abspricht, (Zeerleder, Hcindfcstc Berns, S, 46 in Berner Gründnngsfestschrift
1891,)

^) « <)nocl tres voxilliksri nostri KaKoant sä inviosm soxaginta äc;

bnrzsnsibns nostris slsotos, Ii, O,, O1.XXI, Bd, 3, S, 92,

^) Dour oomiuanäsie vi» pin» väones» äs nostrss bnnr^ois ponr
instituir st msttrs Is oonssä, los DX'° et I« borssir, ibiä. OlüOVIII, Bd, 5,
S, 79.
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Versammlung, in welcher Schultheiß, Venner, Bürgermeister und
Weibel (und die niedereren Beamten) gewählt werden, auch
Nichtbürger, die aber eine unbewegliche Sache in dcr Stadt besitzen

müssen, berufen,') Bielleicht war damit schon auch die passive
Wahlfähigkeit verbunden. Sicher ist, daß die Nichtbürger Ende
dcs 14. Jahrhunderts in den Nat (die Räte maren aber auch

Richter) wählbar waren, denn dies wird in einer Verordnung
von 1390 2) «ls Thatsache vorausgesetzt.

Roch in der ersten Hälfte dcs 15. Jahrhunderts siel für die

Nichtbürger die Bedingung des Immobiliarbesitzes iu der Stadt
weg, so daß alle Stadtbewohner in alle Ämter gewählt werden
konnten und nach der Verordnung von 1437«) nur noch die tell-
pflichtigen aus den Sechzig und Zweihundert nnd nm so mchr
auch den höheren Ämtern und dem Gerichte ausgeschlossen blieben.
Das Charakteristikum der Zeit überhaupt iu politischer wie in
gerichtlicher Beziehung ist, daß dic Venner, die nicht nur selbst im

') << Itsm Ii autrss borzsis st proclomsnü sis qus? UN «ommsncZsr«
äs vsnir s Ia äists «Ksppals por Is» oko»s» cisssus ciiots» (4, K por msttrs
Is» äik ollisss, d, h, zur Wahl der Stadtbcamteu); itsm qus nvon ns vis-
gn)'s s Ia cliota skappsls por msttrs Iss ciitü «klioss mas qus oil qui sst-
oit borzzsis ou svrvvt bostaul ou possssiion in nostrs vils ou sstrovt clro^t
lribnrzsi» sein» sxvsvt, ibiä OOXXXIX, Bd, 4 S, 69, f, — Itsm volons
qus nuls psrsons »oit Is jor äs Ia ssintlskan ou sprsi? s Isslsotion äs
nostrs sävovsr ou äois autrs» ottios» qus!» quils sovsnt si tsnt non sstait
qui tut borzsi» ou Iiis äs bor^sis Kon ou rs»iäant bon et ictovns qui aurait
po»»s8»ion sn no»t,es vills äs Isidor ou äsäan» no» tsrms», » ibiä,
OODXXXVI (Bd, V, S, 7,) Verfassung von 1387, — In gleicher Weise

fordert die Verfassung von 1389 (li. O., OCXOV, Bd, 5, S, 52,) von den

zur Wahl berufenen Mitbürgern den Besitz einer unbeweglichen Sache in der

Stadt, Diejenige von 1404 (ibiä. OOO1.X, Bd. 6, S, 52 ff,) nennt als Wahler
«borgsi» st rsüiciant bon8 st väonos», » von welch letzteren jedenfalls noch

die gleiche Eigenschaft als Besitzer verlangt wnrde,

') « lismsmbrsnos qus Ks, e»ts orciins qus tuit Ii bourKsi»,
rssiäsnsi st pertsnant s Ia vills äs tribor st Ii KSgnvours st justissbiss
clsis bourgsi st äsis rssiäsnii äs Dribor » — Annicrkung von Fontaine:
« Oon« Is» Kabitsnts non bourgsois laisaisnt, non ssulsmsnt psrti« ints-
szrants äs ls oommnnsuts msis pouvaisnt snssi Strs msmbrss äs Is ju-
stios, s'sst-s-äirs «n Oonssil, » Ii, I),, OOOI, Bd. 5, S, 64,

') Itsm sst oräunns — qus Iv quslü qui ssrosnt taiiabiss us sosnt

mis ns äsis II« ns äsis »sxsnl«, » ibiä, ODXXIX, Bd, 8, S, 103.



— 31 —

Nctt und Gerichte saßen, sondern anch die verschiedenen Wahlausschüsse

aufstellten nnd mit ihnen die Räte nnd Sechzig wählten,
mit der Verfassung von 1404 nur „aus dem Volke niederen

Standes" genommen werden durften. ')

II.

Die Stadtgerichte.

s. Die Gerichte bis um die Mitte des 14. Jahrhunderts.

Das für Freibnrg im 13. Jahrhundert in Betracht
kommende Bogteigericht war das Schultheißen- oder Stadtgericht mit
dem Schultheißen als Vogt an der Spitze. Dnsselbe wurde aber

dem Stadtherrn, so oft er selbst in der Stadt zu Gerichte saß,

ledig. Dreimal im Jahre, im Februar, Mai und im Herbst will
der Herr die Gemeinde in dcr Stadt um sich versammeln, nm
Gericht zu halten. Es ist dies das große echte Ding (magnum
plaoitum), zu welchem alle dingpflichtien, d. h. hier alle Bürger
erscheinen mußten. Der Herr verspricht als Richter in diesem

echten Ding weder nach Willkür noch mit Gewalt sondern nach

Recht und Gesetz der Bürger zu urteilen.
Da dem Herrn die Grafschaft über die Stadt zustand, wird

er das Recht, den richterlichen Vorsitz im echtcn Ding zu führen,
etwa während eines zufälligen Aufenthaltes in der Stadt, wohl
ausgeübt haben. Ganz bestimmte Anhaltspunkte znr Thatsache

fehlen. Wahrscheinlicher gemacht wird es aber durch die die

') Lt ausv qus a bancisrst ns sosnt sslist toi'squs Kons Komss
vclonsss cis zsnt äs ssmuu st non vas psrsonns äautrs sstat, Ii, O.,
OOOI.X, Bd, 6, S, S5,

') Isr in anno oontionsrn ants nos vooabiiuus in I^sbeuaeio, in
^lavo in autumno, Xosrnst tasisinus prstorium, ubi socisbirnus peo tri-
bunaii, quanci« oontionsin Ksbsbimus st seouuciuiu cisorsta st suea Luc-
Ksnsium suciioabimus st non slitsr. Handfeste a, a, O,, III.

>iunquäln nos vsi aliquis iooo nostei ssuuncluru peoueiani voiun^
tatsm aut oum votsstats aliqua in uebs suciisars äsbsmus. ibici.
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Rechte und Gewohnheiten dcr Stadt bestätigende Urkunde von
Anna und Eberhard von Kyburg-Habsburg im Jahre 1275,
welchc bcstimmt, daß beim Herrcngcricht nnr dic 24 Jurati des

Stadtgerichtes das Urteil fällen dürfen. ') Bis zn diesem
Zeitpunkte scheinen die Stadtrichter beim großen Ding noch gar nicht
in Betracht gekommen zu sein- hiermit werden sie auch in diesem

Gerichte die eigentlichen Richter nnd der Herr behält nnr noch

den Vorsitz für sich. Mag auch früher der Umstand, die Gemeinde
der Bürger, zur Besetzung des Herrcngerichtes notwendig, auch

auf den Prozeß und das Urteil eingewirkt haben, dnrch Übertragung

der ausschlicßlichcn urteilenden Kompetenz auf die Räte
wurdc derselbe überflüssig nnd kam wohl bald in Wegfall und

') Ii, O,, XXXI, Bd, 1, S, IIS, volsnts» quoä, qu«tisn»ounqus
cisbsinus vsi nos oonti ngsrit prosiäsrs jnciitio, sivs pro tribunaii prsbabito
in DriburM, vsi »sultotus clisti Driburg, »o»inclioat »so cliosr« sivs äars
clsbeat »«»tsntiam, nisi viginti quatuor qui oonsiliuin ciiotorum bur-
Mnsiuin juravsrunt, ibiä, — Analog der richterlichen Stellung dcs Stadtherrn

im cchteu Diug mochte im ordcutl, Stadtgericht auch der Schultheiß das

Urteil gefunden haben. Nachdem aber nun hier die Räte schon im höheren

Gericht, d, h, im Herrcngericht das Urteil allein fällen konnten, wird man
denselben wohl auch bald im ordentlichen Stadtgericht das Recht dcr Urteils-
füllung übertragen haben. Wenigstens schon zn Anfang des 14, Jahrhunderts
liegt das llrteil in ihrer Kompetenz : nos volsin st «utrssn qus quaoon-
quss obli^ations ou aiisnation» psr ls» ciix oneuraü ou vioa^rss a auoon»
cls nos tavts oav «n arsics» ou qui ansor s« taroit ns vaii« ns ait toros,
saui qus sntant qus Ii plus Kraut, portis cio nostrs onnssil aoorclsroit qui
sn la sustiss »sront, (Ii, I), XOIV, Bd, 2, S, 7V,) Das Urteil stand den

Räten später jedenfalls in allen Gerichten zn. Eine das Ratsgericht betreffende

Vervrdnuttg vom 22, September 14<><> (2, oollsot, äs» loi», k, 44 b,)
sagt: « Ct qus «as äs pittits iniportano« nv (s? oar attrait) so instts,
^.uxi quo nui n« äoiM sstr« suzzs sü oas attrait pour qusi sas quo s« soit,
ss non Ivlsss, lavovsr on son iusltonant, Dt oarquant «nquv Ia «aus« sst
dien cisbatus st bis» ontsncius par iVIssseignours cl« Oonssl snquv »sant,

st /«AStt,^ ctt„«!'s, » Der Schultheiß als » ju-zs c« Os» attrait » ist

offenbar auch hier nur so aufzufassen, daß ihm nur das Urteil über die Fähigkeit

der Fälle, die stets zuerst aus ordentliche Gericht gelangen <vergl,
Ratsgericht) ans Ratsgericht gewiesen zu werden oder nicht, zusteht, Früher hing
sogar auch diese Überweisung vvn der Übereinstimmung der Räte ab : « ^cion
js (i'acivnvor) clsinanciait Ia oonsssavos «is (üonsslliours ässsu» ciit liquei
«onnuront, qus Ion Is insts sis «as atrsit. » Divrss äs justis« ?>s° 1 toi. 5,

ibiä. koi. 12, Staatsarchiv,
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als Überrest blieb nur noch dic Öffentlichkeit, Durch dic gleiche

Übertragung hatte aber anch die Übernahme des Vorsitzes in jenem

Gerichte durch dcn Herrn selbst an Bedcutuug verloren, und ganz

unauffällig mochte der Stndtherr das Recht, dreimal dcs Juhrcs
in der Stadt selbst zu Gericht zu sitzen, nach und nach durch

Nichtbenutzung aufgeben haben, so daß vielleicht schon in der ersten

Hälfte des l4, Jahrhunderts in der Stadt nur noch das Schultheiß

engericht in Betracht kommt.

Dieses Stadtgericht bilden zur Zeit dcr Handseste und

zweifellos in ähnlicher Weife schon seit Gründung der Stadt der

Schultheiß und die 24 Jurati, Kein Bürger darf nach der

Handfeste einen anderen Bürger anderswohin als vor das Stadtgericht

zitieren ''); nur wenn einer so mächtig wäre, daß cr, vor
dem Stadtgericht zu erscheinen, nicht gezwungen werden konnte,

kann das Herrengcricht gcgcn ihn angerufen werden") und in

Streitigkeiten Eigcn und Lchen betreffend braucht ein Bürger,
wenn er will, nur vvr dem echten Ding zu antworten, womit
aber die ordentliche Kompetenz des Stadtgerichtes auch in jenen

Sachen ausgesprochen ist.

') Handfeste a, a, O,, OIX,
2) Julius bul'Mnsi« äiinm bnrgsnsem «itaro votsst ns« cisbst nisi

ooram Soultsto, ibiä, OXVIII, — „Eines Zngrechts nach einer andern Stadt
wird (in der Handfeste) nicht gedacht; ja die Bestimmungen des Z 4g scheini

ein solches geradezu ausschließen zu wollen," Gaupp n, a, O, Einleitung

S, 63, — Auch später findet sich keine Spnr eines solchen Zng-
rechtes; die stets abwehrende Haltung Freiburgs gegenüber allen fremden
Gerichten hätte ein solches Berhältnis übrigens bald beseitigt, — Dagegen können

die Bürger nach arb, XXXVIII (Handfeste n, a, O,) alle Streitigkeiten —

oxoopto l'urt« — dic noch nicht vor den Schultheißen gelangt, unter sich

beilegen, immerhin unter Entrichtung des richterlichen Sühnegeldes (salvo jurs
clomini,) An Stelle des « lnrtum » tritt mit der Verfassung von 1387
« oltn«ion äs «anz, » — Auch Kaufleute dürfen Handelsstreitigkeiten
schiedsrichterlich nach Handelsgewohnheit behandeln lassen, wobei ihnen das richterliche

Sühncgeld erlassen wird (Handfeste a, a, O, XXXIXs, Unter den « msr-
«atoro« no»tro» » (Dt »i qna czusrimonia intor msroators« nostrn« cio rebu«
«vis orta tusrit —) sind, wenn auch uicht wie in Bern, die fremden Meß-
besucher, (Zeerleder, Handfeste a, a,O, S, 23,) so dvch auch die handeltreibenden

Nichtbürger der Stadt verstanden,

') Handfeste a, a, O,, DVII.
<) ibiä. DU,
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Die Besetzung des ordentlichen Gerichtes, dus am Montag
stattfindet,') erfolgt durch alle Räte, welchc sich iu dcr Stadt
aufhalten (qui resiilente« sunt in villa.) -) Bci cincm außerordentlichen

Gerichte, das dem Bürger gcgcnüber einem Nichtbürger
täglich gehalten werden mußte,«) mar die Besetzung nicht
bestimmt. Es ist aber kaum anzunehmen, daß der Schultheiß allein
urteilte, sondern er wird anch zu diesem Gerichte einige Räte bei-

gczvgen haben. Ein solches kleineres Gericht existierte
verordnungsgemäß seit 1304, indem vvu diesem Jahre an die Fälle
betreffend „böse Worte" und Schlaghändel vor Schultheiß und drei
vder vier Räte kamen. -°) Etwas später werden dem Schultheiß und

vier Räten nvch andcre kleinere Vergehen zur Behandlung
überwiesen, b)

Ungefähr nm die Mitte dcs 14. Jahrhunderts hat sich noch

ein anderes Gericht gcbildct. In cincm angefangenen Protokvll
für Strafsachen (Uegistrum pro illis qui sunt sentevieati et pro
illi« qui i'uräverunt) von 1362—1365 treffen wir in einem Falle,
in welchem einer vor Gericht als Strafe schwört, die Stadt und

Diözese Lausanne zn verlassen, d. h. im Gerichte, in dem über

einem Straffälligen dic gerichtliche Berbcmnung verhängt mird,
neben Schultheiß und Rat auch die Sechzig, ") Obwohl dies der

einzige verzeichnete Fall ist, darf man, da dic betreffende Samm-

lnng nur als ein Anfang eines Protokolls angesehen werden kann,

doch schließen, daß die Sechzig früher vder später in gleichen

Fällen die gleichen Funktionen übernommen haben mußten. Die

>) l^sria »ssnnäa, ibiä, OIX, — Gaupp (a, a. O, S, 61) nennt den

Dienstag als ordentlichen Gerichtstag vielleicht mir irrtümlich,
2) Handfeste a, a, O,, OIX, S, 123,

^) Dt socliclis äs ivs« bosnits st aclvsna st no» burgonLs burzsnsi
äsbst sn»tioia sxbibsri. Handfeste a, O, XIV,

?o«tquam probatum tnsrit clistnm mslslieini» so» clslistuin
soram /Vclvosat« st tribns vsl qnattuor äs Oonsnlibu«, Ii, O, DXXIV.
Bd. 2. S, 25, Diese Fälle werden aber später dem Bürgermeister zur
Aburteilung überwiesen, S. Bürgermeister,

°) Ii. 11.. XOIV. Bd.*2, S. 6S.

°) Trinis snravit loiiaiinetu« IVI, i» pra««s»tia ^ävoeati, Oonsuluni
st ösxaginta slsstioni« i»so»tins»ti sxirs villa»i — ibici, lüXOVI, Bd, 3,

S. 157.
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Thatsache dcr Übertragung gerichtlicher Fnnktivnen ans die Sechzig

diirftc sich folgendcrweise erklären lasscn, ') Wie schvn früher
angeführt, bchielt der Ttadthcrr im Jahre IS?5") im Herrengericht,

zn wclchcm die ganze Gemeinde der Bürger versammelt wurde,

nur uvch den Bvrsitz für sich nnd übergab die Urtcilssprcchuug
dcn Räten, Dcr blvße Borsitz ohne Urteilssprechnng mußtc abcr

natürlicherweise niit der Zeit dic mit ihm anfangs noch vcrbnndene

Bcdcntuug der Herrschaft über die Einwvhncr im Jurisdiktious-
kreis verlieren, nnd nebstdem mochten noch uvlitische oder pcrsön-

lichc Verhältnisse der Stadt vdcr dcs Hcrrn beigetragen haben,

daß dcr Stadtherr die drei jährlichen Ding zu Anfang oder um
die Mitte des 14. Jahrhunderts überhaupt uicht mchr abhielt, womit

dann auch dcr Umstand, das hcißt die Gemeindeversammlung

wegfiel. Hierfür schuf sich nun aber die Gemeinde Ersatz, indem

sie sich in wichtigcn Fällen im Gerichte dnrch einc größere Anzahl
aus ihrer Mitte vertreten ließ und zwar dnrch die Sechzig, welches

Kollegium um dic Mitte des 14, Jahrhunderts dcn Charakter
einer gemeindcvertretenden Bchörde in Wahlangelegcnheiten ja schvn

dancrnd beibehalten hatte. In der Strnfvervrdnung von 1374
verschicdcne Vergehen betreffend find dic Scchzig bcim Untersuch
über Todschlag beteiligt. Im Laufe dcs 15. Jahrhunderts sitzen

sie neben Schultheiß uud Rat abwechselnd mit Venner nnd

Zweihundert im Gerichte, das sich als eine Art höhere Instanz
darstellt, ohne daß cs möglich ist, scinc Kompetenzen genan
abzugrenzen.

Die Vermehrung des ordentlichen Gerichtes der Räte iu
gewissen Fällen dnrch das ganze Kollegium der Sechzig, der

Ursprung des folgenden Ratsgerichtes nnd die Grundlage einer

späteren höheren, besonders Appellationsinstanz, bedeutet nur den

Anfang eines ruhelosen Strcbcns Freiburgs, der rascheren Ent-
wickclnng der Stadt und den dadurch bedingten stets wechselnden

Verhältnissen anch im Gerichtswesen dnrch immer neue Verordnungen

gerecht zu werden.

') Vgl, oben nntcr Sechziger,

') N, 0, XXXI, Bd. 1, S. 112.

5) Ii, 0, OOllV, Bd. 4, S. S4, ff.

Vgl, Divrss äs lustlos 2, 3, Staatsarchiv,
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Ein Gesetzcscrlaß, dcr die Beziehung der Sechzig als Kollegium
und der Zweihundert zum Gerichte berührte, findet sich nicht mchr.
Die Gesetzgebung bekümmert sich »nrmchr nm dic ordcntlichcn

Gerichte, deren drei sind: Ein kleines, ein großes nnd ein

sogenanntes Ratsgericht.

b. Die Stadtgerichte und gerichtliche Zustände von dcr Mitte dcs 14.

bis Ende des 15. Jahrhunderts,

Das Ratsgericht (smlieium easuum rsservatorum, I7 sustiss

por les eas atrss, lajustise clou eonseci) war das Gcricht mit einer

Besetzung aller odcr doch dcr Mehrzahl dcr Räte. Man mußte

zur Überzeugung gekommen sein, daß für wichtige Fälle das
Gericht mit der Besetzung bloß derjenigen Räte, die sich in der Stadt
aufhalten, wie die Handfeste bestimmte, nicht ausreichte.
Wahrscheinlich genügte nun anfangs die Berufung der Sechzig ins
Gericht znr Abstellung dieses Üebclstcmdes. Dann versammelte man
aber spcitcr dic Sechzig mit den Räten nur noch in ganz
außerordentlichen Fällen, während zur Beurteilung der gewöhnlichen

schwereren Verbrcchcn das Erscheinen aller oder doch der Mehrzahl

der Räte gefordert wurde. Somit erklärte sich das

gleichzeitige Erscheinen der Mehrzahl der Räte allein und der Räte

mit dcn Scchzig im Jahre 1362 uud das nur einmalige Anf-
treten der Sechzig, gegenüber dem häufigen Ratsgericht im
genannten Protokoll von 1362—1365. ')

Daß man in jenem Protokoll das Ratsgericht vor sich hat,

beweisen die beurteilten Verbrechen, Ranb, Mord nnd Todschlag
und dic Besetzung: Die Mehrzahl dcr Räte oder alle (sontencio

per Ia plus Araot Partie clou Oonset.) Noch die den Besnch des

Rntsgcrichtcs ordnenden Bestimmungen von 1391, welche eine

frühere ähnlichc Berordnnng aufheben, richten sich gcgen alle Räte, °)

Bon 1428 an scheint die Mehrzahl der Räte in allen Fällen des

Natsgerichtes genügt zn haben.«)

') Ii. 0., OXOVI, Bd. 3, S. 157.

2) ibiä. DOOVI, Bd. 5, S. 76.

Li, qus iv «as qui ss msttout psr äsvaut plus äs ocwssii ss cioi-
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Um das Jahr 1437 gehören zur Besetzung des Ratsgcrichtes
nebst Schultheiß nnd Räten anch dic Bcnner und der Sekretär.')
An Stelle des letzteren war seit 1403, nachdem in diesem

Gerichte die einzelnen Fälle schriftlich niedergelegt wcrdcn mnßtcn,
der Schreiber des ordentlichcn Gerichtes, d. h, der Schreiber des

Schultheißen,-) wclchcr selbst schvn 13»7 im vrdcntlichcn Gerichte
erscheint, «)

Wclche Fälle nnn vvr das Ratsgericht gehörten, dürfte
schwerlich genau bestimmt mcrdcn können. Die dicsbeznglichcn

Bervrdnnngcn halten sich ganz allgemein. Um die Mitte dcs 14,

Jahrhunderts waren es vielleicht einzig schwere Straffällc, ^)

Ganz allgcmcin aber lanten die späteren Bestimmungen der

Überweisung ans Ratsgcricht: Osis «as reservat qu« Ion apels «omu-
uLlemsut tüas atres °); tottss l«s causss gui saront misss per
cesziiisssanes eis «as reserveis °); 1^ eas gui ss mettontper äevant
plus cls conssil Iss ebouses gui seroeut trop pesautes a (lster-
minev per eeaulx cle Ia susties qus esaulx se mettent sis «as

vsnt sssripro ou iivrs äss «as attrait. ibiä. OXV, Bd. 7, S, 218, Ein Erlab
von 15,02 verlangt zur Besetznng des Ratsgerichtcs wenigstens 12 Räte, „es
were dcn sach, das sich die zwo parthien deren wöllte bcnügen, so also

gegenwärtig wereu," 2, Oollootion äss iois k. 44 b. Siehe auch Stadtbuch von

Freiburg von 1S03 in Zeitschrift für schweiz. Recht XXII, 43,

's Itsm bont orclonnsv qus lvquol äs IVIosssigniour» äs oonssil, bau-
äsrst «t »sorstaics qui «sra oommsncias sis eas attrait st ii us visnt, soit,

suskssu — pour X ». äs bau, Ii. O,, DI.XXXI, Bd. 8, S. 106. — Bgl.
l^ivrs» äs justios 2, Staatsarchiv,

Dic Benner kamen nnch bzld ins ordentliche (große) Gericht als

Untersuchungsrichter: qus pluseur» servman» so tont sn lustiso bisn Isgisrsmsnt,
par zsn äs pittits ovnsoisnos non avant cioubtoäs lugs souvsrain ns aussi
clss äiotss prsuvss st inqusstss qui »ssolosnt kairs psr Iss cliuts banclsrok,
2. ovllsot, äss Iois. p. 43 b,

Ism »von» oräunsi,! qus ciix ors iu svant tottss Iss oausss qui
saront misss psr oognissssnos sis oas rsssrvsis, sosnt misss in ssoript por
Io oiisr äs Isvo^s ou iivrs su» osn kait, st iv ciit oiisr äoit prsncirs Iiis
cisnisr por ss poons ciou rezistroii!, Ii, O,, OOO1,V, Bd, 6, ,S, 44,

ibiä, (^XXXVI, Bd, 5, S, 13,

Bgl, Protokoll von 1362, li, II,, OXOVI, Bd. 3, S. lS7,

') ibiä. OOOVI, Bd. S, S. 76.

°) (1403) ibiä. OOO1.V, Bd. 6, S. 44.

') 1423 ibiä. DXV, Bd. 7, S. 218.
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atruit >); gus nul i?.äs us 8oit mis s« ca» attrait (qui 8srosnt) cls

pittils impn! rniiss '). Die das Ratsgericht betreffenden Gerichts-
bücher«) des 15. Jahrhunderts enthalten Straf- und Zivilfälle
verschicdcnster Art uud sehr wahrscheinlich bildctcu ucbcn dem

Werte dcs Strcitobjekts anch dic Kompliziertheit dcr Thatbestände
dcn Grnnd dcr Znwcisnng ans Ratsgericht >),

Daß schon seit Anfang dcs 14. Jahrhunderts ein kleines

Gericht bestand, ivar man sich während dcs 14. Jahrhunderts
wohl kanw bewußt. Die kleinere Bcsetzung bei Aburteilung winder

wichtiger Fälle mußte um sv wcuigcr auffallen, da auch bcim

grvßcu odcr ordcntlichcu Gerichte dieselbe durch die gleichen Räte

erfolgte und gauz unregelmäßig nnd meistenteils so klein war, daß

sie, wenn im kleinen Gerichte die geforderten drei oder vier Räte '')

überhaupt stets beigczvgcn wurdc», dcr Bcsetznng dcs letzteren

Gerichtes gleichkommen mußte. Erst nachdcm man zn Eudc des

14. Jahrhunderts angefangen hattc, die Besetzung dcs ordcntlichcu
Gerichtcs nnd dic Richter dcssclbcn fiir cinc bcgrenzte Zeit gcnan

zu bestimmen, fiel der Untcrschicd in der Besetzung beider Gerichte
ans. Deshalb findet sich cinc Erwähnung des kleinen Gerichtes
erst in einer Verordnung über dic Abhaltung dcr einzelnen
Gerichte von 1432. ») Vor dcm klciucn Gcrichtc wurden behandelt

') 1440 ikiä. VOVI, Bd, S. 1b«.

2) 1466, 2. sollsot äss toi«, t. 44 l>, Staatsarchiv.
") Vgl, l^ivres äs Instioo 2, Staatsarchiv,
') Untcr den deni Ratsgcricht zuzuweisenden Sachen nennt das Stadt

bnch vou Freiburg vvu 15«3 (Schnell, Zeitschrift fiir schweiz. Recht XXI 1,4,-!)

namentlich: „sachcn die eigen, erb vnd suust ewig geschefft bernren," — Nicht

nnr mußten die Ratsgerichtsfälle überhaupt zuerst beim ordentlichen Gerichte

anhängig gemacht werden, es war auch 1502 (2, oullsot, äs« Ini« l, 44 b,):
gcvrdnet, das „dchein such in das Oasattestgericht sol geslagen werden, si werd

denn vvrsamm in den nsseren es sy dorff oder stattgericht aller dingen erliitert,
es sy dnrch kundschafft vder den eyd wie und was jeder Handel ervordert,"

Vergl, auch Stadtbnch vvn 1ö«3 ilziä. — Dies war vffeubnr schon im 15.

Jahrhundert dcr Fall, wie aus dcn I^ivrc« cls lustioo I, II, III, (Staatsarchiv)

zn entnehmen ist. Ans solchen: Verhältnisse des ordentlichen zum
Ratsgerichte mußte sich natürlicherweise eine Berufung ans Ratsgericht
entwickeln,

') Vergl, S, 34,

") Ob das große Gericht (1^ zrant justios) oder das Oasatraitgcricht
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die Rechtsstreite der Fremden (Marktbesucher) sowohl der Bürger
gegen Fremde >) als mich umgekehrt, nnd dcr Fremden nnter sich;-)
dazu kamen die vcrschicdcncn in der Stadt begangenen „Frevel," «)

Da nnn aber die Wahl der Räte fiir dieses Gericht dem Schnlt-
heißen überlassen war (per äsviiiit, taut cio 0!on8oc1 Camino Ii äit
^Vvoro porre culuM uvoii ^ nnd cr vielleicht nicht einmal immer

zn den öfters ganz wichtigcn Rcchtsfällen Räte nnfbot nnd folglich

allein urteilte, konnte einc Bewegung gegen eine solche

Einrichtung nicht ausbleiben, Ruchdem das ordentliche Gericht immer

mchr geordnet mar, so daß man vvn ihm anch bei vermehrter
Thätigkeit cinc gute Lösung dcr gcstclltcn Aufgabe erwarten kvnnte,
wurde das kleine Gericht aufgehoben (l437). °)

Die wichtigstc das große (ordentliche) Gericht berührende

Nenernng war die llbertragnng dcs Schöffcnamtes auf cinc

bestimmte Anzahl Räte sür einc ununterbrochene begrenzte Zeit.
Borher mußten dic Gerichtsbeisitzer für jedcn einzeluen Gerichtstag

besonders geboten iverden. Mit der genanntcn Ncuernng war
eincrscits dic Bcsetznng dcs Gcrichtcs gcsichcrt anderseits dcr

Willkür dcs Schultheißen oder Weibels, der die einzelnen Richter
laden mitßtc, Schranken gesetzt.

tage non ms^n» ton ctoit obassun jour tazrs ciroit, si» sstrangisrs onsi
«oin est asoustums^ st auxi s ooauix ci« Ia viiu pour travaiiis» ot pour
oausss pour iesquslls» Ion Iia? a«ou»tumov äo tave« äroit «basoun jour

- d, h, Fälle fiir die Kompetenz dcs „kleinen" Gerichtes, K, v,, O XXXVIII.
Bd, 8, S, 30,

') S, oben S, 33 ff,

S, 33, Anm, il,

ibiä. Der Begriff Frevel, travalli«, ivelche Bergehen früher noch

vor das Herrengericht gehörte <„dic Hcrschaft richtet auch da diib und vrefcl"
— Habsburg, Urbar S, 486 in Quellen z, schweiz, Gesch, Bd, 14,) mußte also

eine starke Milderung erfahren haben,
i> «, 1),, OOXLVII, Bd, 4, S, 84, - Niemand darf in der Stadt

vder im Stadtbezirk pfänden « nisi ci« iiosntia .»Vclvovati nostri st Oonsuiuni,
quo» tuus juxta »s babsr« voluorit, » ibiä, OXOlX, Bd, !Z, S, 166,

^) « i?our ssskivir piu»uur» agait st Karat st äs»ionisrnant qui ss

tont a sauss äou proloznismant, cis Ia justiss, Kont, orcionns^ iss

Ivlssssizuiour» qus pour toubs» «Kousss iacivo^vs «t osaulx Zg la justiss
tiszniont justiss obassun jour st sn»i ns ssra lorqns uns justiss st non pas
grancis ju»ti»s st pstito ju»ti»o, » ibici, OI^XXXI, Bd, 8, S, 104.
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Wahrscheinlich waren die Räte schon 1368 auf irgend eine

Art anf Monate verteilt, >) Diese Teilung modifizierte sich 1392

sv, daß der Rat in drei Abteilungen geteilt wurdc nnd jede

Abteilung, also je 8 Räte, einen ganzen Mvnat die ordentlichen Bei-
sitzer des großen Gerichtes waren, -) Nachdem abcr später das

ordentliche Gericht allc Tagc Gericht halten mußte (1398) »),

wnrdcn die Räte, um ihr Amt als Schöffen zu erleichtern, in vier
Teile geteilt, so daß je 6 den vierten ".Monat zu Gericht sitzen

mußten. Die verschicdcncu die Besetzung dieses Gerichtes regelnden

Verordnungen im l5. Jahrhundert bestimmen bald 8, bald 6

Räte sür das Gericht, Allciu wie die Seckclmcisterrcchnnngcn dcs

IS. Jahrhunderts zeigen, murcn alle Versnchc eine geordnete
Besetzung des Gerichtes herbcizuführcn, vergebens.'') Im Jahre
1410 wird öffentliche Klage geführt, weil sogar kaum die Hälfte
der gebotenen Richter erscheinen »)

Da dieses große oder ordentliche Gericht, gegenüber dcm

kleincn und dcm Ratögcricht, dic Fortsetzung des ursprünglichen

Stadtgerichtes war, lagen noch bis Mitte des 14. Jahrhunderts,
vvr Errichtung dcs Rntsgerichtcs, anch die schwersten Fälle ziviler
und Peinlicher Art in seiner Kompetenz (Oc-vu»/? nusti« justiss
ssst »suvo^r cis ts^ «u äs uluu ou äs promission äs clspcl« ou äs

uutrss soutru^'t qui a, nos upsrtisusiit 1319.") Die schweren

Straffälle gab cs schvn in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts

dem Ratsgerichte ab ') und wahrscheinlich schvn im Lanfe
des 15, Jahrhunderts auch „die fachen, die eigen, erb und funst

emig geschässt berürcn." ") Nachdem aber das kleine Gericht
aufgehoben war, hatte das ordentliche Gericht wieder « por tvttss

« 1?n aprs« qus «il clou <üo»«sä sovt apparillis/! su so» uiov« cls

avciior tsnir su«ti«s, » ibiä, 5OXXVII, Bd, 4, S, 14« ff,
2) ibiä, OOOXI, Bd, 5, S, «7,

2) ibiä, OOOXXVII, B. b, S. 1S3.

^) Oornpts« cls« trösorior« «, 1105 an, unter Ansingen snr die Richter,
Staatsarchiv,

'9 Ii, O,, OOOOXXVII, Bd, 6, S, 17«,

°) ibiä. XO1V, Bd. L, S. 68.

ibici. 5XOVI, Bd. 3, S. 15« ff.
") Stadtbuch von Freiburg, Schnell a, a, O,, S, 12,
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LN08L8 clw8eon svr ') d, h. « cls tottes cko8«8 st äs tottes
elamrn68 quele8 que eile 8«ent 8uit äs clepäe, äs fravall, äe coli-
venunce «u äe psins » -) zu urteilen. Trotzdem das Ratsgericht
als höheres Gericht bestand, behielt man doch dcm ordentlichen
Gerichte schwierige Fälle vor, verlangte aber dabei das Erscheinen
aller fiir das Gericht bestimmten Räte,«) d. h. 8 Räte und dazn noch

8 aus den Sechzig. Welche Fälle den Bcisitz aller l6 forderten,
kann nicht ermittclt werden.

Die Sechzig erscheinen zuerst auch im ordentlichen Gerichte

1393,") als die Räte in Abteilungen ihr Amt als Schössen ausübten.

Ihre Anzahl schwankt zwischen 2 nnd 8,») Während des ganzen 15.

Jahrhunderts schcint ihre Tätigkeit im ordentliche» Gerichte sich

erschöpft zu huben in « oir, upprenclre et regurclsir In munierv
l omment Iv su8tise 86 äoit teuir. » ») Natürlich wurdc dcr Rat
infolge dessen, so lange er zugleich das Schvffcnamt inne hatte,

zumeist aus den 60 ergänzt.
Die Bezeichnung dcr Räte und Sechzig für die einzeluen

Monate geschah scit 1393 ') durch die Venner nnd 3 vdcr 3 Ab-

gcordncte. Diese Abgevrdnctcn fallen aber um die Mitte des l5-
Jahrhunderts weg und die Bestellnng der Richtcr, dcrcn Zahl seit

ungefähr 1453 auf 5 reduziert wurde,«) erfvlgte vielleicht schvn

etwas vor 1457 dnrch Schultheiß und Benner allein.")

In der ersten Zeit der Stadt wnrde das große, echte Ding
unter freiem Himmel abgehalten. Das Schnltheißcngericht tagte

') Ii, I), N1.XX.XI, Bd. 8, S. 104.

-) ibiä. OOOXXVII, Bd. 5, S. 123.
6) ^.ut quaut ussessitax ssraü st sira oommanäax tot Iss XVI ciuu

oonssi st äsis I^X cisvrurit, sstee snssinkissu Is justiss «omiuaucius, Ii, II,,
OOOOI.XI, Bd, 7, S, 75,

') ibiä, cX!OXI, Bd, ö, S, 77 ff,

') 4 aus 60 i, I, 1392, ibiä, OOCXI, Bd, 5, S. 7»? - S i. I,
1402, ibiä. OOOXI.VIII, Bd. 6, S. 22; - 8 i. I. 1422. ibici. OOOO1.XI,
Bd. 7, S, 74 ff. 4 i. I. 1143 ibiä. DOXXVIII, Bd. 8, S. 206.

") ibiä, OOOOXXVII, Bd. 6, S. 177. - Vorübergehend abcr auch:

« por apprsucirs st «onssllior Iss Mut, » ibiä, OOOXXVII, Bd, 5, S, 124,

') Ii. N., OOOXI, Bd. 5, S. 89.

Staatsarchiv Oompts» äss trss. 101 ff. 1153 ff. Ausgaben fiir
die Richter.

°>) ibiä. N-109 ff., 1457 ff. Ausgaben für städtische Verwaltung.
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wahrscheinlich im Stadthaus oder in einem anderen öffentlichen
Gebände, Schon im l4, Jahrhundert existierte ein eigenes

Gerichtshaus, ') das sich hinter St. Riklnns (heutige Post) be-

fuuden haben soll,«) Im Jahre 1418 wurde an Stelle dcs

alten ein neues Gerichtsgcbändc erstellt,") das für größere
Versammlungen sowohl als für Gerichtsverhandlungen Räumlichkeiten
enthielt.»)

Als Beisitzer im Gerichte hatten die Räte im 13.

Jahrhundert keine Besoldung; hingegen nach der Handfeste die eigcn-

tümlichc Vergünstigung, daß, menn sie sich in der Stadt anschielten,

sie nur am Sonntag vor Gericht zitiert werden durften, ") nnd

wenn sie vor Gericht vcrnrtcilt wurden, eine Strafe bis zu 3 s.

nicht zu entrichten brauchten, ^) Dcr Schultheiß hingegen
verhängte gerichtlichc Strafen uicht nur zu Gunsten des Klägers oder

Beschädigten und der Stadt, sondern auch zu seinem eigenen Vorteile.

") Gegen ihn sowohl als auch gegcn den Weibel konnte

") Xos a<! vosatns cio Driburgs, Oonsiliarii ostsriqus bui'Mnsos sjus
cleni looi notum laoimus et boo in plsna justioia luid kuotcnn, 1257,
Ii. O,, XXI, Bd, 1, S, 91, iXos Oonsulos äu Driburg« notum taoimns
quog in prossntia ^.ävooati nostri äsorstum, jucliostum st senten-
oiatum tuit psr no» aästantss ir, juäioio 1282 li, O,, XXXV, Bd, 1,

S, 118.

°) Gemeindeversammlung « in Ia justiss äs ?ribor, » Ii. O,, OOOI,
Bd. 5, — « In nostrs graut justiss, » ibiä, OOOXOII, ibici, Bd, 6, S, 120.

« 0n psilo äs justiss. » ibiä. OOOOX1.III, Bd. 7, S. 38.

Vergl. Anmerkung v, Ch, Fvntaine in Oomptss clss trösorier» 1418

Bd, 2, S. 296, Kantonsbibliothek.
^) Oomptss clss trösorisrs dl" 31 ff. 1418 ff. Ausgaben für Errichtung

des Stadthauses. Staatsarchiv.
°) « ^.u psintrs maitrs Lrsbrisi pour psinclrs Is juczsmsnt a Ia

pstits salls clu sonssil. » Oompts» äss trs^s. v. Fontaine, Bd. !>, S. 338.

Kantonsbibliothek, — Da Gericht nnd Rat in den gleichen Räumlichkeiten
gehalten wurden, nannte man das gleiche Gebäude bald Rats- bald Gerichtshaus.

°) Handfeste a. a. O., OV, S. 122.

7) ibiä, OVII. — Kam einer in den Rat, so mnßte er deu andern

Räten das « bsneagium » leisten, ibiä, OVI, Die Räte waren anch vom

Zins an den Herrn bis zn 12 clo», befreit, ibicl, OVII, Die Berner Handfeste

hat keine solche den zähringischen Handfesten sonst eigene Ezemptivn dcr

Nöte; im Gegenteil stellt sie noch Strafbestimmnngen gegen Vergehen
derselben auf, (Zeerledcr, Handfeste a, a, O, Art, 20, S, 53,)

") Das habsbnrgische Urbar enthält diesbezüglich: „An dienselben
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eine Klage nur am ordentlichen Gerichtstage, an welchem sie sich

sv wie so schvn im Gerichte befunden, angebracht werden, hatten
dann aber dem Kläger sofort Rede zn stehen, ') Der Weibel
erhält jährlich vvn jedem Bürger ein Brvd vdcr einen Denar -)

nnd bezicht übcrdics an jedcm ordentlichen Gerichtstagc dns crstc

vcrfälltc Gewcttc (vaclium) vvu 3 s, für jcde Zitativu eines Nicht-
bürgers 1 clsn, und für jede gerichtl, Festnahme 3 ». «)

Zn Anfang des 14, Jahrhunderts scheint die Würde eines

kleineu odcr grvßen Rates nicht mchr bcgchrt gewescn zn scin
Dic Verfassung vvn 1347 bestraft dic Weigerung der Annahme
einer svlchcu Wahl mit 10 tt und cincm Jahr Berbcinnnng.
1396 sah die Stadt sich schon veranlaßt, die Strafe wegen Nicht
annähme oder Nichtausübung eines Amtes auf 100 tt und l0
Jahre Verbannung zu erhvhcu.»)

Nachdem mit der Teilung dcr Rätc zum Bcisitzc im Gerichte

in einem bestimmtcn Monat und Erncunung der Richter aus der

Mitte dcr Räte dnrch die Venner das Amt eines Schossen sich

als selbständige mit dem Rntsamte nurmehr thatsächlich vcrbundene

Tätigkeit zu charakterisieren angefangen hatte und in Fvlge dessen

die Richtannahme des RichtcramteS selbständig erfvlgen kvnnte,

wurde auch dessen Zurückweisung schvn zu Anfang des 15.

Jahrhunderts mit 20 « bestraft. °)

Die Strafen, welche die Richter wegen Nichterscheinen im

Gerichte entrichten mußten,') wnrden nntcr sie selbst wieder ver-

gerichten mint der schultheitze dic buos von A nnd von 3 nnd was
darüber gebneitzet wirt, das sol werden der Herschaft, dic mag nnch niemcm ander

abgelatzen, ivant die hcrschaft." F. 487. — Aber schon l307 finden ivir

Strafen zu Gunsten dcr Stadt bis zn 100 «, (villau i,, <!o»l,u»> «vlicii» eon-

(lsmpllatnr) welche Strafe sogar verdoppelt werden konnte, li, 1),, 0XXV
Bd, 2, S, 2«,

>) Handfeste a, a, O,, XII,
') ibici, CXVI,
') ibili, XI,
') Ii, 0,, CI.XXI, Bd, 3, S, 93,

ibi<l, CCCXIX, Bd, 5,100. (1401 ibid. CCC1.X, Bd. ii, S. 56).

°) ibicl. CCCC0XI, Bd. 7, S. 75.

') Vvn 1366—1443 fiir die Räte S—« »., für die Sechzig 12 äsn. —

3». für jede Sitzung, ibiä. CCXXVII. Bd. 4. S. 49. - 0CI.XX.XVI,
Bd. 5. S. 10. — CCCXI, Bd. 5, S. 88 - CCCXXVII, Bd. 5. S. 124,

CCCC1.XI, Bd, 7, S, 74 f, - OCXXVIII. Bd. 8. S. 206.
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teilt,') später aber durften mit diesen Strafen nur noch die von
den Richtern bei verschiedenen Anlässen gemachten Wirtshausauslagen

bestritten werden, 1392 erhielten dic Räte weitere
Vorteile: l Ksscwn llou Ocnrsoil cioit bavoir cl« avantage por an I« un-

guslt cle troi« ekevala? cle viu (exeepts lavove, Io burgsrmsistsr)
Is maistrs cls lospitaui, I« borssir, lungusltarrs.) «)

Im Jahre 1422 versuchte man es mit einer sixen Besoldung,

") Erst hutteu die Räte ein jährliches Gehalt von 6

19 s, (die Sechzig aber nur 60 8,), dann aber von 1427 an 20 A °)

1437 führte man dns System der Sitzungsgcldcr ein, indem dem

Richter für die einzeln besuchte Sitzung des Gerichtes bald 3 8,

bald 4 8. verabfolgt wurdeu. °)

Trotzdem die Richter, die im 15. Jahrhundert mehrere
Amtsdauern nachcincmdcr wiedergewählt wurden, ') seit 1368
Ersatzmänner stellen konnten,«) waren die Gerichte sehr schwach

besucht. So wurden für Sitzungsgelder z. B. im Jahre 1439 statt

So daß die Räte von 6V «. Strafe 3 s,, die 60 von 3 s. Strafe
4 äsn, erhielten ibici. ««.XXXVl, Bd, 5, S, 13.

') Ln»i quo in ausonns tornio siilour dan (Strafe wegen Nicht-
erscheinen) non na» «s psrssnt intr« lour (oonsoiloni's) t'or.squs äs«psnclrs
so cisvront on boiro st in nisngisr inobisk ung bvstallsi out lour nlsira,
ibici, Cci:c'O1.XI, Bd, 7, S, 74,' f,

ibiä, OCOXI, Bd, 5, S, 89.
^) ibiä, OOOOI.XI. Bd, 7. S. 75.

') ibiä.
°) ibiä. DI.XXXl, Bd. 3. S. 105. - ibiä. Znsatz. S. 107. -

Seit 1437 führt der Gerichtsschreiber ein Verzeichnis der Besnche der Richter.
11. 0,, OI.XXXI, Bd. 18, S. 105. Dieses Register erscheint in den Onmptos
äs« trssorises lX° 75 Staatsarchiv) erst 1440. Die Namen der Richter sind

aber schon seit 1403 verzeichnet. (Oomptss äs« trs«.: Auslagen f. d.

Richter. X" 2.) — In diesen Rechnungen ist die Besoldung dcr Sechzig sehr

unregelmäßig angegebeu und meistens so klein, daß man annehmen muß, cs

seien aus deu Sechzig nicht za jeder Gerichtssitzung berufen worden, « por «ir
st anpisncirs, «

') So war z, B, ein Petcrman Cudrifin von 1429-1433 im Amte,

Oomptss cls« trs«, (Ausgaben f, d, Richter) !>l° 53 ff.
6) ejus «ii ciou Ooussci »o^t aupaeiliisi? SN son mo^s äs a)'äioe

tsnir justiss «u autrs sn lus ,is iu^, K. O., COXXVII, Bd. 4. S, 48 f.

-OOOXl.Bd. 5, S, 88, - Auch die Räte im Ratsgericht konnten sich von
1462 an vertreten lassen: «ornrns ion ist sn Ia justiss, 1, soiisotion äs»

iois 1. 174.
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140 tt nur 28 tt 7 8, ausgegeben. ^) 1445 fanden vvn Seiten
der Räte nur 143 Besuche statt (K 5 «. ^ 37 A), von Seiten
der Sechzig uur 23 Besuche (u 3 8, ----- 69 8 ^), 1497 besuchten

von fünf Richtern drei nur eine Sitzung, ein vierter 11, ein fünfter
47 Sitzungen- dagegen waren 15 Ersatzrichter mit 183 Sitzungen. «)

Wenn die Räte auch sehr viel durch Gesandtschasts- und

Botendienst im öffentlichen Interesse in Anspruch genommen waren,
so wurden doch beinahe stets diejenigen damit verschont, die das
Amt eines Richters für einen Monat übernommen hatten. Und

gerade in denjenigen Perioden, die sehr große Vernachlässigung
des Gerichtsbesuches aufweisen, sind die Räte am wenigsten mit
äußerem öffentlichen Dienste belastet. Die Gründe dieser

Vernachlässigung des Gerichtsbesnches, welche die interessante .Klage

von 1410 °) hervorrief, daß kaum die Hälfte dcr Richter erscheinen,

manche (d. h. dic ärmeren) Leute keine Vertreter ihrer Angelegenheit

finden und deshalb das Gericht sür Reiche und Arme nicht in
gleichcr Weise gehandhabt werde, sind in der Beteiligung der

Räte an Handel nnd Gewerbe, die im 15. Jahrhundert in Freiburg

in Aufschwung kamen, zn snchen. Viele Räte besaßen anch

Oomptss äss trssorises (Auslagen f, d, Richter) X° 73.

°) ibici, N° 87.
°) ibiä, X° 189,

") S, „Gesandtschaften zn Pferd" in den meisten Seckelmeisterrcchnungcn,
°9 « Ur sst snsi qus äs prsssnt sviciontarnant, nos vabons qus Ii

sustiss non «s tient pas solong sslis orctinanos st non v ss oornparissont pas
apoins Ia insitis äsis oonsslliour qui psr ciroit, v clsivont sstr« (also kaum

3 Räte, denn die Verordnung von 1398 - ii, O,, OOOXXVII, Bd, 5, S,
123 — zn welcher diese einen Zusatz bildet, verordnet 6 Räte ins Gericht),
clon osn avisnt geant ciomags on poubiu quo aueonns« toi iss bonnss gsn»
non trouvsnt pas qui iour lasss lour parolss » und daß die Parteien oft
Räte als Verteidiger ins Gericht rufen, die nicht Richter des betreffenden

Monats seien nnd die sich, nachdem sie die Sachen ihrer Klienten verteidigt,
wieder entfernen, ohne daß sie sich eines Andern Sache annahmen» sn rs^
sponcisnt qus ii non Io lieont puont, quar ii non sont mio äs osiiui moix
(die gebotenen Richter mußten im Gerichte selbst dcn Parteien unentgeltlich
Rat erteilen) — st snsi sviäsntanrant apsrt qus li sustiss nou ss inains
pas pariersrnant por tottss zsns por riobs st povro » — wird verordnet,

daß, wer vvn den Räten ungebeten, aber von einer Partei ins Gericht gcrufeu,
erscheint, bis zu Ende dcr Sitzung zu verweilen und alle Pflichten der gebotenen

Nichter zu erfüllen hat, Ii, O,, OcOOXXVII, Bd 6. S, 178,
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außerhalb der Stadt Landgüter, die sie oft selbst verwalteten.

Sehr oft mußten Räte nnd Richter, wenn ihre Gegenwart durch-

aus crfordcrlich war, dnrch Bvtcn der Stadt in dic Sitzungen
gerufen werden. ') Man zahltc offenbar liebcr dic anf Nicht-
erfchcinen gesetzte Strafe, als daß man sich dcn dnrch Geschäfte

zn erzielenden Gewinn entgehen licß.

Sowohl um den Forderungen eines geordneten Gerichtes

nachzukommen, als auch deu Privatinteressen dcr Richter möglich

zu entsprechen, nahm man, besonders im IS. Jahrhundert, beinahe

alle Jahrzehute eine Änderung der Gerichtstage vor. Zeitweilig
wurden auch die Sitzungen nur am Nachmittag abgchalten, mit
der ausdrücklichen Begründung, daß die Leute und nicht am wenigsten

auch die Räte, am Vormittag ihre Arbeiten verrichten können

und nicht zu Schaden kommen, ") Wie sehr der Handel auch das

Gerichtswesen beeinflußte, beweist, daß schon seit 1429 von Beginn
der Genfermesfe an 15 Tage lang kein Gericht gehalten wurde,")
Diesbezüglich wird 1453 verordnet, daß gegen diejenigen, die sich

am Markte zu Genf oder auf dem Wege zn vdcr vvn demselben

befinden, gcrichtlich nicht vvrgegcmgcn werden kannund von

l459 an wird während der ganzen Gcnfermesse das ordcntlichc

Gcricht übcrhcmpt nicht gehalten ^) Allgemeine Gerichtsscricn

waren überdies seit 1429 cingesührt uud daucrtcn von St, Jakob

(25. Juli) bis St. Bartholomäus «) (24, Aug.).

') Fast in jeder Seckclmeistcrrcchnung unter „Bvtendienst zu Fuß."
(Jus ring trs« graut proulit ssrait an snmmunaul psupls qus Iv

justiss tust abrsvies a ssil« tin qus obassun poust, tairs sa bssnigns sn

son KostsI ou auitrs part »ain tant geanci ässtnrbo svll eineu Monat lang
dns große Gericht nnd nachher das Ratsgericht einen Monat lang gehalten

werden; st snsv iv justiss ssra abrsvis, qui ssra uns grant äookargo a

IVlssseiznouls st sis bonns» gsns. » K. 1). OXXXVIII„ Bd. «, S. 20. —

^.uxi iss bonnss gsns nont cisstorbs äs vsnir sn ia justiss ou matin vor
qus maintes lo^s iour journss sst psräu« ot ss lour poboont oursv jusquo
a inis jor ou a äisuar ot msttrs on ouvrs lour msniss — wird nur nm

Nachmittag Gericht gehalten. Ii. N. DOVI. Bd. 8. S, 149,

ibiä. OXX. Bd. 7. S. 225.

I. Oollsstion äss Iois l. 169.

') Außer für Frevel und für Fremde, deren Gericht nur etwa 3 Röte

zur Besetzung verlangte. Auch das Blutgericht soll nicht verschoben werden,

ibiä. Bgl. Büchi. a. a. O. S. 66.

°) « torsqus äsis oas st äsis obosss soustumsss d, h, für Fälle
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3. Das Bürgermeisteramt,

Zu dcm Weibel (Frvhnbote, Büttel, sulturius sautier, erieur),
der nach der Handfeste an der Spitze eines Teiles der städtischen

Pvlizei stand nnd die Borladnngen vor das Gericht und die

Gefangennahme vorzunehmen '') und bei Rechtshändeln zweier
Nichtbürger an Stelle des Schulthcißen die Bürgschaft zu fordern
hatte«), gesellte sich zu Anfang des 14. Jahrhunderts noch ein

anderes gerichtliches Organ.
Die Handfeste überläßt dcn Bezug der gerichtlichen Strafen

dcm Schultheißen.") Selbstverständlich ließ sich derselbe aber

mit der Zeit in dieser Tätigkeit vertreten. Und nur an eine solche

Vertretung ist bei dem « Oolleetor bunuorum seu enons » iu den

Strafbestimmungen über „böse Worte" und Schlaghändel von l304
zu denken. °) Doch war damit die Grnndlage zn einem solchen

selbständigen Amte geschaffen. Mit dcn neuen Strasbestimmnngcn
von 1304,») 1307 ') und 1334 «) vermchrten sich natürlich auch

dic Klagen nnd Strafen. Indem man einerseits den Schultheißen
entlasten wvllte") anderseits besonders die Vergehen dcr „bösen

Worte" und Schlaghändel sür nicht so wichtig hielt, daß man sie

dem ordentlichen Gerichte zur Beurteilung übergeben wollte, übertrug

man die vom Schultheißen inngehabte Gewalt zn deren

Untcrsuchnng und Aburteilung, nachdem der Strafbezug schon

vorausgegangen, einer sclbstäudtgen Pcrson. Daß dieses Vorgehen

des kleinen Gerichtes, das nach den meisten Gerichtsvervrdnuugen alle Tage
gehalten werden mußte.

') Handfeste a. a. O, XI. — Konnte der Weibel aber nicht gefunden
werden, so durfte die gerichtliche Ladung dnrch einen der 24 Räte vorgenommen

werden, ibiä, OX, Dies war bei gewissen Fällen noch 1436 zulässig,

O, ONXIX, Bd, «. S. 93.

s) Handfeste a. a. O. XI.
'1 ibiä. XIII.
') ibiä. cXXIV.

K. 1). I.XXIV, Bd. 2. S. 24.

°) ibiä.
') ibiä. I.XXV, Bd. 2, S. 27.

«) ibiä. OXV, Bd. 2, S. 135.

°) Lt pro oo stiam quoä ^.ävoostas nostsr siroa tot st tanta usgoois
oommuäs vasars non potest, ibiä.
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nur eine Machtübertragnng vvn einer Person auf eine andere

bedeutet, beweisen die Worte: « all inquiremlum stc, clisto» sncm»

moclis st lormis, guibus aclvooutuz nostsr sxsrcsrs sxscsui stc,
Knotsiiu« consusvit, ') Aber immerhin ist damit cin Teil der

richterlichen Kompetenz außerhalb des Gerichtes gestellt, was friiher,
da der Schultheiß cine richterliche Behörde darstellte, nicht dcr

Fall war. Gegen Verfügungen dieses Amtes, das bci

Untersuchungen noch durch zwei Räte unterstützt wurde, war eine Berufung

an eine richterliche Behörde nicht gestattet, Während hier
aber nur aus Klagen hin eingeschritten wird,«) muß seit 1337
bei Verwundung oder Bedrohung mit bewasfneter Hand auch vhue

Klage nur anf Rotvrictät hin vorgegangen werden, Damit war
ein eigentliches polizeiliches Jnqnisitionsverfahren gebildet wvrden,

') ibiä.
(Zuocl si ciiotu» Kuäolplius äs >Vippsns laotalnquisitions supsr-

äieti» snons (L, »su bannum— L, seu posna—E, ssu luslsüsium, Ii, O,
Bd, 2, 2, 24, 28, 18l)) st stiam super posse illorum, per quos äioti snon«
probabuntur, sis vsiit äissro : äies psr juramentum monm, quoä supse
prasclisti» inquisivi, prout äsbui: quoä äiota inquisitio stars clsbst ot
tsnsri use «outra inquisitionem aliquid ulterius sst äioenäum, Ii, O,,
OXV, Bd, 2, S, 137,

') Xon tsnontur inquicsrs supsr snons, nisi tantummmlo supsr
itlis, supsr quibusalasso ssu äampnum passo aut ex parte ipsorum oon-
qusrsnclo sxtitsrint rsquisiti, ibiä, S, 138,

') 8t»tuimu» ut quiounqus aä inquirenäum äiotos snons oleotus
kusrit, tsnsatur inquirsrs inoontinsnti oum, aä sju» notibiam psrvsnorit,
sivs supsr Koo rsquisitus kusrit sivs non — ibiä, 1'XXXI, S, 180,

°) Mit der eigentümlichen Wirkung des unvollständigen Zeugenbeweises,

daß wer nur durch einen Zeugen überwiesen wurde, uur dic Hülste der Strafe
zu entrichten hatte k»Il est provsi psr un il sst, por climis Io bant,) Ii, O,,
OOXXV, Bd, 4, S,46, —Nach dcr Handfeste mnßte der Beklagte wenn der Kläger
seine Behauptung nicht genügend beweisen konnte, dennoch regelmäßig den

Reiniguilgscid leisten. Handfeste a, a, O, Ol, Diese allgemeine Regel hatte
sich 1374 (Ii, v,, OOI.IV, Bd, 4, S, 96) für gewisse Polizeivcrgehen derart
modifiziert, daß, wer nnr durch einen Zeugen überführt war, nur dic Hälfte
der Strafe zn zahlen hatte, der andern Hälfte aber sich dnrch einen Eid
entledigen kvnnte. Erst 1447 sah man die Unrichtigkeit dieses Systems cin:
« quarsn oslls magnisrs il kault qus lv ung snit, psrjur, ou oil qui tos-
nrognis ou «il qui jurs pour laultrs msti«, Vv'iilisnt auxi snssgrs Is tsst
äou sain IZwangisIs qui ciit qus in ore cluorum vol triuni stat omno vsr-
dum soll derjenige, dcr nur einem Zeugen gegenübersteht, sich durch den

Eid straffrei machen können, 1, sollost Zss Iois k, 1S2,



— 49 —

Dieses polizeiliche Jnquisitiousamt ist das spätere
Bürgermeisteramt. Der Name Bürgermeister iMägister bur>zensium)
als Inhaber dieses Amtes kommt erst 1363 vor,') Die Kompetenz

des Bürgermeisters blieb im Wesentlichen unverändert
fortbestehen; bei Beleidigungen (bösen Wörtern) hatte er nur auf
Klagen hin einznschreiten, ') bei Schlaghändeln innerhalb der Stadt
mit bewaffneter Hand auch ohne Klage,«) anßerhnlb der Stadt
im gleichen Falle aber nur bei Blutruns.') Hingegen mußte er

nach dcn meisten polizeilichen Verordnungen, sobald er von deren

Übertretung erfahren, sosort gegen die Übertreter ex «Itieio den

Strafuntersuch einleiten; beinahe ohne Ausnahme findet sich in den

Polizeivcrorduungen der auf deren Übertretung festgesetzte Strafe
bezügliche Satz: « Lt es« bäut« et po^nes ciov4 perseißre et re-
eovreir Iv buiFermsister pgr elamms «u per uoteste. ^)

Diese Institution des Bürgermeisteramtes blieb nicht ohne

Einfluß auf das Verfahren des ordentlichen Gerichtes, indem schon

zu Anfang des 15. Jahrhunderts auch der Schultheiß in gewissen

Fällen ex oltieio vorzugehen hatte. °)

Außer den genannten polizeilichen Befugnissen, die in gleicher

Weise im Stadtbuch von 1503 wiederkehren, besaß der Bürgermeister

nicht nur wenigstens zeitweise selbständige richterliche
Kompetenz auch bei anderen geringeren Vergehen,«) sondern er war
dauernd bei gewissen Fällen beim Voruntersuch des ordentlichen
Gerichtes beteiligt.»)

In der zweiten Hälfte des 14, Jahrhunderts mochte man
noch unschlüssig sein, ob man den Weibel im Gerichte nicht durch

den Bürgermeister ersetzen sollte. Weibel und Bürgermeister hatten

') Itsm volumu», quoä magistsr burgsnsium tsnsatur rsoupsrar«
clistas posnas. «. O. OXOIX, Bd. 3. S. 166.

2) Ibiä. OOOXNII, Bd. 6. S. 121.

') ibiä. Bd. 4. S. 95.

1ä Lurgsrmsistsr ns in äoit «sgrsss «iams non ss lasovt, ss tsnt
nsstovt qus saug v tnst tavt, ibiä, S. 95.

"9 Siehe die verschiedenen polizeilichen Verfügungen in H. O.

") Z. B. OOOXOII, Ii. v. Bd. 6, S. 119.

') Stadtbuch v. Frbrg. 1505 Nr. 3«. Zeitschrift f. schweiz. Recht XXII.
°) K. I). OOX1.IX. Bd. 4, S. 88.

») ibiä. OO1.IV. Bd. 4, S. 96.
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bald allein bald mit dem Schultheißen die Gefangennahme
vorzunehmen;') sie mcchseltcn als Inhaber dcr Polizeigewalt bei

Versammlungen und im Gerichte und ersetzten einander zeitweise
verordnungsgemäß im Gerichte als Bezüger der Strafen bei
Ausbleiben der Richter.") Allein bei der erklärlichen Arbeitsfülle im

Bürgermeisteramte war die Ersetzung des WeibelS dnrch den

Bürgermeister nicht durchführbar. Der Weibel verblieb dem

Gerichte als Gerichtsdiener, ohne daß er aller Funktionen, die später
dem Bürgermeisteramt übergeben wnrden, beraubt worden wäre.

Seit 1363 existieren mehrere Weibel,«) aber dcr eigentliche

Träger des Gerichtsdiencramtes ist stets dcr Großweibel, währcnd
die Kleinweibel nur untergeordnete gerichtliche Dienste, und wie

schon nach der Handfeste der damalige einzige Weibel und die

Thorwärter,") allgemeinen städtischen Botendienst zu verschen

hatten und im 15. Jahrhundert, in welchem sich ihre Anzahl zn-
meilen bis auf 9 vermehrte, für die städtische uud besonders

Murktvvlizei verwandt wnrden, °) Obwohl nach der Verordnung
von 1403 die Weibel für die Richter nicht Ersatzmänner sein

durften, °) treffen wir schon seit 1407 den Großweibel öfters sogar
als Stellvertreter des Schultheißen im Gericht. ^)

Auch der Bürgermeister vertritt wahrend dcs 15.

Jahrhunderts öfters den Schultheißen im gerichtlichen Vorsitz trotz des

') Ii. 0. OOXXI, Bd. 4, S. 36. OOXI^V, Bd. 4, S. 81. OOX1.VII.
Bd. 4. S. 84. OOX1.VIII, Bd, 4, S, 8S.

'sibiä. OOXXVII, Bd. 4, S. 48. — OOI.XXXVI, Bd, 5. S, 10,
14, 15. - OOOXI, Bd. 5, S. 88. - OOOXXVII, Bd. 5, S. 124.

OOOXI.VIII,Bd. 6, S. 22. - OOOOXXVIl, Bd. 6, S. 179. Bei den Sechzig

bezogen die Benner die Strafen, ibiä, OOOXI, Bd, 5, S, 88.

3) ibiä, OOIII, Bd, 3, S, 178, In den Urkunden erscheint hier zum
ersten Male der Name Großweibel, l-rrossaultior, der andere (Klein-) Weibel

voraussetzt,

') Handfeste a. a. O., OXXII.
'') Oorupts» äss trss. (Auslage für Septembermarkt) iX' 156.

°) K. 0., Bd. 6, S. 43.

läbrss äs sustiss I, II, Staatsarchiv. Nicht erst 1497, wie
Fontaine vermutet in seinen Oumptss äss trss, (Oöboursss ciivsrs), Bd, 12,
Nr. 19«. Kantonsbiblivthek. — Nach ihm soll die Vertretung des Schultheißen

durch den Großweibel bis 1798 vorgekommen, wobei der Großweibel
sich fogar wiederum durch einen Kleinweibel vertreten ließ,
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diesbezüglichen Verbotes von l438, welches mit folgender bezeichnender

Begründung erlaffen wurde: « u cause cks cen que piu-
sour» elammss et pärolss il psutovr touekent sou ollice lequelles
zier son sersmant il convient sstzre et cksisguellss per »venture
ssrmaix elämms ne ss 1srg.it. » Der Name des Bürgermeisters
erscheint neben Schultheiß nnd Räten an der Spitze einer öffentlichen

Urkunde von 1422 ") und 1431 «) nnd er bezeugt dics, zu

welch großer Bedeutung das Bürgermeisteramt schon zu Anfang
des 15. Jahrhunderts gelangt war.

Während Freiburg im Vergleich zn anderen auf ähnliche

Grundlage gestellten nnd besonders zu den Nachbarstädten in den

äußeren Beziehungen, in den Ezemptionen von den Reichsgerichten
und in der Stellung gegenüber geistlichen und anderen fremden

Gerichten, von den allgemein herrschenden Zeitverhältnissen beeinflußt,

keine ausgeprägte Sonderstellung einnahm, gieng es in der

Entwickelung der inneren Gerichtsorganisation seine eigenen Wege.

Wohl mag das System der Verwaltung und die Gestaltung ihrer
Organe, in ihrer primitivsten Form ja schon auf einer allgemeinen
Grundlage beruhend, von Nachbarstädten entlehnt worden sein;
allein die Verteilung der Kompetenzen in der Verwaltung sowohl
als auch besonders in gerichtlicher Beziehung war eine eigentümliche.

Der Grund, weshalb mit Ausnahme dcr Heimlicher allen

städtischen Berwaltungsvrgancn gerichtliche Funktionen übertragen
wnrden, lag in der in Freiburg zu damaliger Zeit offenbar extrem

zur Geltung gelangten Idee der Unzertrennlichkeit von Verwaltung
und Gericht.

Die wichtigen äußeren politischen Ereignisse, wie der Übergang

Freiburgs von den Zähringern an die Kyburger (1218), an
Österreich (1277) und an Snvoyen (1452) geben der Entwickelung
der inneren Gerichtsorganisation keine neue Richtung. Die Gesetz-

') 1. Oollsution äss Iois 1. 138.

°) «. 0. OOOO1.XXXII, Bd. 7, S. 126 ff.

') ibicl. OXXXII, f. Bd. 3, S. 8, ff.
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gcbung selbst brachte cs zu keiner durchgreifenden Regelung; sie

beschränkte sich auf nnr teilweise den angenblicklichen Verhältnissen
entsprechende Änderungen, die selten selbst die wesentliche Organisation

betrafen. Hätte die Verfassung von 1387, die an Stelle
der Sechzig nur Zwölf setzte, eine längere als zweijährige Dauer
gehabt, so hätte sich die Gerichtsorganifation wesentlich ändern

müssen und sich schon früher zu irgend welcher Selbständigkeit
entwickelt. Wenn nämlich die Zivölf, die mit genannter Verfassung

nur administrative und polizeiliche Befugnisse erhalten hatten, doch

auch bald, wie schon srüher die Sechzig, in die Gerichtsorganisation
eingereiht wvrden wären, sv hätten sie bei ihrer geringen Zahl dem

scharf hervortretenden Zuge der Gemeindevertretung bei- schweren

Gerichtsfällen nicht lange genügen können. Die wohl zuerst erfolgte

vermehrte Herbeiziehung der Zweihundert, für die man ja ohnehin
schon in der Verwaltung eine engere Vertretung geschaffen hatte,
Hütte sehr bald eine Reaktion hervorrufen müssen, die dann

notwendigerweise in eine Konzentration des Gerichtswesens wenigstens
in Betreff des ordentlichen Gerichtes ausgelaufen wäre. Da
aber die Verfassung von 1389 den alten Zustand wieder herstellte
und die von 1404 die Gerichtsorganisation überhaupt nicht
berührte, ist es begreiflicher, daß die Gesetzgebung im 15.

Jahrhundert über eine bloße Verteilung der Räte auf Monate für das

Richteramt im ordentlichen Gerichte nicht hinauskam. Die Erkennt-

nis der unzureichenden Verhältnisse im Gerichtswesen und der

Möglichkeit der Abhilfe durch vermehrte Konzentration und

längere Richteramtsdauer war Ende des 15. Jahrhunderts offenbar
schon allgemein. Die Venner und Heimlicher machten denn auch

im Jahre 1497 einen Vorschlag zu eiuer diesbezüglichen Umänderung:

„Ist angesechen, dns zwen miner Herren der Räten an

dem täglichen Gericht sitzen, uud mitt inen iiij der I^X, us jeder

Panner einer, und damit die jnngen onch etwas lernen, das man

je einen der Raten und zwey der l^X endre von einem halben

Jahr zum andren nämlich von Ostren biß Michaelis und von

Michaelis bis Ostern nnd allwegens I der Raten und II dcr

D,X der alten am gericht belieben, ufs das die jungen bi inen

das Recht ergryffen und inen als zu Bern und anderswo be-

schiecht an (ein?) genamvtz von der statt werd und der großweybel
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das gericht besetz." ') Allein „Ist beliben wie von altersher" sagt

die Randbemerkung zn genanntem Projekte, nnd es blieb dem 16.

Jahrhundert überlassen nnter Benutzung dcr gemachten Bersnche

auf dcr wenigstens gegebenen Basis eine festere Gerichtsorganifation
zu schaffen.

') Projekt v. 14S7 in Projektbuch, I.sgi»iation st Varisto« 54, U.
tot. 7, Staatsarchiv,
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